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A STELLUNGNAHMEN DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 

 

Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

A.1 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB ALB Abfallwirtschaft 
(gemeinsames Schreiben vom 17.11.2021) 

A.1.1 Im Zusammenhang mit dem Befahren von 
Straßen mit Abfallsammelfahrzeugen sind 
neben der Straßenverkehrsordnung 
(StVO) auch einschlägige Unfallverhü-
tungsvorschriften (UVV) zu beachten: U. 
a. die UVV „Fahrzeuge" (BGUV Vorschrift 
70) sowie die UVV „Müllbeseitigung" 
(DGUV Vorschrift 43, 44). Somit bitten wir, 
die nachstehend genannten Punkte in Ih-
ren Planungen zu berücksichtigen: 

Besondere Bedingungen beim Rückwärts-
fahren mit dem Abfallsammelfahrzeug 
Das Rückwärtsfahren und das Zurückset-
zen mit Müllfahrzeugen stellen so gefährli-
che Verkehrsvorgänge dar, dass Sie nach 
Möglichkeit zu vermeiden sind. In Sack-
straßen sollte daher für ausreichend Wen-
demöglichkeiten gesorgt werden. Dies 
kann durch entsprechend große Wende-
platten bzw. Wendehämmer (für 3-achsige 
Müllfahrzeuge) erreicht werden. 

Ist das Rückwärtsfahren mit dem Müllfahr-
zeug nicht zu umgehen, sind folgende 
Punkte bei der Planung zu berücksichti-
gen: 

• Beiderseits des Müllfahrzeuges muss 
jederzeit ein Sicherheitsabstand zu al-
len Objekten von mindestens 0,5 m über 
die gesamte Rückfahrstrecke gewähr-
leistet sein. 

• Die zurückzulegende Strecke darf nicht 
länger als 150 m sein. 

Dies wird berücksichtigt. 

Der geplante Stich im Plangebiet hat eine Gesamt-
länge von unter 50 m und eine ausreichende Breite, 
so dass die Voraussetzungen für ein Rückwärtsfah-
ren des Müllfahrzeugs erfüllt sind. 

A.2 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 320 Gesundheitsschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 17.11.2021) 

A.2.1 Das Baugebiet wird als Gewerbegebiet 
geplant. 

Die Leitungen für die Trinkwasserversor-
gung sollten nicht als Stichleitungen ge-
plant und ausgelegt werden, sondern als 
vermaschtes Netz verlaufen. Dadurch wird 
eine gute Durchströmung gewährleistet 
und bei geringer Abnahme keine lange 
Verweilzeit erreicht. Bei zu geringem Was-
serverbrauch ist zu befürchten, dass es 
bei Stagnation des Trinkwassers durch die 
erhöhten Temperaturen zu einem 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Die Leitungen für die Trinkwasserversorgung wer-
den nach den aktuell geltenden Vorschriften geplant 
und gebaut. Dies betrifft jedoch die Ausführungspla-
nung und ist nicht Gegenstand des Bebauungs-
plans. 
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Wachstum von Bakterien kommt. Das 
kann zu einer Verkeimung des Trinkwas-
sers und damit auch zu einer Gefährdung 
des Endverbrauchers führen. 
Sollte sich dies nicht verwirklichen lassen, 
müssen wir darauf hinweisen, dass dann 
eine erhöhte Spülfrequenz des Ortsnetzes 
in diesem Bereich notwendig sein wird, um 
eine Verkeimung des Trinkwassers zu ver-
meiden. 
Grundlage unserer Stellungnahme ist die 
Trinkwasserverordnung (TrinkwV) in der 
jeweils geltenden Fassung. 
In § 17 Absatz 1 dieser Verordnung ist 
festgehalten, "Anlagen für die Gewinnung, 
Aufbereitung oder Verteilung von Trink-
wasser sind mindestens nach den allge-
mein anerkannten Regeln der Technik zu 
planen, zu bauen und zu betreiben." 

A.3 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 410 Baurecht und Denkmalschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 17.11.2021) 

A.3.1 Durch die 5. Erweiterung des Gewerbege-
biets Nägelsee entlang der B 31a sollen 
v.a. neue Gewerbeflächen geschaffen und 
die Nägelseestraße zu einer Ringerschlie-
ßung ausgebaut werden. Dadurch ent-
steht südlich des Plangebiets eine größere 
unbebaute Fläche, die künftig von dem 
Gewerbegebiet umschlossen sein wird. Es 
sollte daher noch näher dargelegt werden, 
aus welchen Gründen sich die weitere 
Siedlungsentwicklung nicht direkt am Be-
stand orientiert (also v.a. auf Flst.-Nr. 
3131), sondern an der Bundesstraße an-
setzt. In städtebaulicher Hinsicht sollte je-
denfalls das Entstehen einer Fläche ver-
mieden werden, die u.U. zur Zulässigkeit 
von Vorhaben nach den Vorschriften § 34 
BauGB im unbeplanten Innenbereich füh-
ren könnte. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

An der jetzigen Lösung wird festgehalten. Der Hin-
tergrund dafür ist die Tatsache, dass die genannten 
Freiflächen als Entwicklungsflächen eines südlich 
befindlichen Gewerbebetriebes freigehalten werden 
sollen. Diese Flächen befinden sich bereits im Ei-
gentum dieses Betriebes, da es aber zurzeit keine 
konkreten Planungen dafür gibt, werden diese Flä-
chen aus dem vorliegenden Bebauungsplan ausge-
spart. Die Gemeinde beabsichtigt zu einem späteren 
Zeitpunkt einen Bebauungsplan dafür aufzustellen. 
Sowohl im vorliegenden Bebauungsplan als auch im 
angrenzenden Bebauungsplan „Gewerbegebiet Nä-
gelsee, 3. Erweiterung“ werden in den Übergangs-
bereichen zwischen diesen Freiflächen und den öf-
fentlichen Verkehrsflächen öffentliche Grünflächen 
ausgewiesen, so dass die Erschließung ohne das 
Mitwirken der Gemeinde nicht gewährleistet ist und 
bis zu einer Konkretisierung der Erweiterungspla-
nung auch keine zusätzlichen Erschließungsbei-
träge für den bestehenden Gewerbebetrieb anfallen. 
Zur Verdeutlichung dessen wird auch der südliche 
Abschnitt der Nägelseestraße gemäß dem Bebau-
ungsplan „Gewerbegebiet Nägelsee, 3. Erweite-
rung“ in der Planzeichnung nachrichtlich übernom-
men. Aus Sicht der Gemeinde besteht also keine 
Gefahr, dass diese Flächen entgegen den Absichten 
der Gemeinde entwickelt werden können. 

A.3.2 Differenzierende Festsetzungen nach § 1 
Abs. 9 BauNVO können sich stets nur auf 
bestimmte Arten der in den Baugebieten 
allgemein oder ausnahmsweise zulässi-
gen baulichen oder sonstigen Anlagen 

Dies wird berücksichtigt. 

Auf den Ausschluss von Schank- und Speisewirt-
schaften, in denen Spielgeräte betrieben werden, 
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beziehen. Fraglich ist daher, ob es sich bei 
den in Ziffer 1.1.1 der planungsrechtlichen 
Festsetzungen ausgeschlossenen 
„Schank- und Speisewirtschaften, in de-
nen Spielgeräte betrieben werden", um ei-
nen objektiv bestimmbaren Typ von Anla-
gen handelt, der von übrigen Typen von 
Anlagen ausreichend abgrenzbar ist. 
Hierzu halten wir jedenfalls eine nähere 
Bestimmung, was unter dem Begriff der 
„Spielgeräte" zu verstehen ist, für zweck-
mäßig. 

Die Anwendung des § 1 Abs. 9 BauNVO 
setzt zudem voraus, dass besondere städ-
tebauliche Gründe den Ausschluss recht-
fertigen. Damit sind nicht etwa besonders 
„gewichtige" Gründe zu verstehen, son-
dern Gründe, die eine noch feinere Diffe-
renzierung, als nach § 1 Abs. 5 BauNVO, 
rechtfertigen. Unter diesem Aspekt er-
scheinen die bisher angeführten Gründe, 
wonach mit dem Ausschluss ein sog. Tra-
ding-Down-Effekt vermieden und die 
Wohnnutzung geschützt werden soll, in ih-
rer Pauschalität nicht überzeugend. Mit 
der Vorschrift des § 3 Abs. 1 Spielverord-
nung hat der Verordnungsgeber erkenn-
bar zum Ausdruck gebracht, dass er die 
Zulassung einer begrenzten Anzahl an 
Geldspielgeräten in Schank- und Speise-
wirtschaften regelmäßig für vertretbar hält, 
da in diesem Fall die Prägung durch den 
Schank- und Speisebetrieb gewahrt bleibt 
und eine Ausbreitung des Spieltriebs nicht 
zu befürchten ist (vgl. OVG NRW, Be-
schluss vom 31. Mai 2016 - 4 B 1360/15 -
, juris Rn. 11). 

Die Gemeinde sollte daher noch differen-
ziert darlegen, aus welchen städtebauli-
chen Erwägungen das Gebiet gänzlich 
von Gaststättenbetrieben mit begrenztem 
Geldspielangebot freigehalten werden 
soll. 

wird verzichtet. Die Festsetzung unter Ziffer 1.1.1 
wird gestrichen. 

A.3.3 Es sollte nochmals kritisch geprüft werden, 
ob die planungsrechtliche Festsetzung in 
Ziffer 1.7.6, wonach Gebäude nicht tiefer 
als der mittlere Grundwasserhöchststand 
gegründet werden dürfen, auf die Ermäch-
tigungsgrundlage des § 9 Abs. 1 Nr. 20 
BauGB gestützt werden kann. Auch ob da-
nach ein generelles Verbot festgesetzt 
werden kann, erscheint mit Blick auf die 
eröffnete gesetzliche Möglichkeit, hierfür 
eine wasserrechtliche Erlaubnis nach §§ 

Dies wird berücksichtigt. 

Auf die Festsetzung unter Ziffer 1.7.6 wird verzich-
tet. Unter Ziffer 4.3 der Bebauungsvorschriften wird 
folgender Hinweis aufgenommen: 

Gebäude bzw. Gebäudeteile sollen grundsätzlich 
nicht unterhalb des mittleren höchsten Grundwas-
serstandes (MHW) gegründet werden. Auf den geo-
technischen Bericht der Ingenieurgruppe Geotech-
nik vom 27.02.2019 wird verwiesen. Darin ist der 
MHW für den nördlichen Rand des Gebiets mit 
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8, 9 WHG zu erwirken, nicht sachgerecht. 
Aus unserer Sicht halten wir einen Hin-
weis, dass Gebäudegründungen im 
Schwankungsbereich einer wasserrechtli-
chen Erlaubnis bedürfen, für zweckmäßig. 
Wir verweisen hierzu auf die Stellung-
nahme des Fachbereichs 430/440 zum 
Bauen im Grundwasser, Ziffer 3.2. 

189,95 m ü. NN und für den südlichen Rand mit 
190,25 m ü. NN bestimmt. Im Einzelfall darf im 
Grundwasserschwankungsbereich nur dann gebaut 
werden, wenn eine wasserrechtliche Erlaubnis be-
antragt und erteilt wird (§§ 8, 9 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 
Nr. 1 WHG). 

A.3.4 Wir machen darauf aufmerksam, dass ge-
bietsexterne naturschutzrechtliche bzw. 
artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnah-
men vor Satzungsbeschluss rechtlich ge-
sichert werden müssen. Die erfolgte Si-
cherung ist zudem Voraussetzung für die 
Annahme einer Planreife nach § 33 
BauGB. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Sicherung der externen Ausgleichsmaßnahmen 
wird vor dem Satzungsbeschluss erfolgen. 

A.3.5 Das Bekenntnis der klimafreundlichen Po-
litik der Gemeinde Gottenheim wird be-
grüßt. Das Klimaschutzgesetz Baden-
Württemberg (KSG) wurde am 12.10.2021 
geändert und ist zum 21.10.2021 in Kraft 
getreten. Die auf Grundlage des § 8e KSG 
erlassene Photovoltaik-Pflicht-Verordnung 
(PVPf-VO) vom 11.10.2021 wird zum 
01.01.2022 in Kraft treten. 

Wir empfehlen insbesondere zum Umfang 
und zur Härtefallregelung die Vereinbar-
keit der getroffenen Festsetzung mit den 
diesbezüglichen Regelungen im KSG und 
der hierzu erlassenen PVPf-VO zu prüfen, 
um eine Kollision der Rechtsvorschriften 
zu vermeiden. 

Dies wird berücksichtigt. 

Aufgrund der Novellierung des Klimaschutzgeset-
zes Baden-Württemberg und die damit verbundene 
Photovoltaik-Pflicht-Verordnung wird im Bebau-
ungsplan auf eine Festsetzung zur Installation von 
Solaranlagen verzichtet. 

A.3.6 Die Begründung ist zu gegebener Zeit auf 
den Stand der endgültigen Planung unter 
Berücksichtigung des Abwägungsergeb-
nisses zu bringen. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Begründung wird entsprechend aktualisiert. 

A.3.7 Wir bitten um weitere Beteiligung am Ver-
fahren und zu gegebener Zeit um Über-
mittlung einer Ergebnismitteilung zu den 
von uns ggf. vorgetragenen Anregungen. 

Dies wird berücksichtigt. 

Eine weitere Beteiligung findet im Rahmen der Of-
fenlage statt. Die Ergebnismitteilung erfolgt nach 
dem Satzungsbeschluss. 

A.4 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 420 Naturschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 17.11.2021) 

A.4.1 Die Gemeinde Gottenheim plant die Auf-
stellung des Bebauungsplans „Gewerbe-
gebiet Nägelsee, 5. Erweiterung", um den 
Bedarf an Gewerbeflächen innerhalb der 
Gemeinde zu decken. Für den Vorhaben-
bereich sind mit der Planung erhebliche 
Beeinträchtigungen für den Naturhaushalt 
und das Landschaftsbild verbunden. Das 
Gewerbegebiet hat eine Gesamtgröße 
von 3,92 ha. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 
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Im Einvernehmen mit dem Naturschutzbe-
auftragten nehmen wir zu dem oben ge-
nannten Bebauungsplan wie folgt Stel-
lung: 

A.4.2 Umweltbericht 

Es wurde ein Umweltbericht des Büro 
Wermuth mit Stand 23.09.2021 erstellt. Im 
Rahmen des weiteren Planverfahrens ist 
insbesondere noch auf folgende Punkte 
näher einzugehen: 

• Detaillierte Maßnahmenbeschreibung 
des plangebietsexternen Ausgleichs 

• Plausibilisierung der artenschutzrechtli-
chen Untersuchung vom November 
2016 der Arten Vögel und Schmetter-
linge 

• Potenzialanalyse für die Arten Fleder-
mäuse, Reptilien und Amphibien 

Dies wird berücksichtigt. 
Durch das Büro FrInaT wurde eine „Plausibilitäts-
kontrolle der Relevanzprüfung (2016) zur FNP-Än-
derung des Gewerbegebiets „Nägelesee“ Gotten-
heim“ erstellt (Büro FrInaT, Stand 14.02.2022) er-
stellt.  
Dabei wurde durch eine Begehung am 08.02.2022 
geprüft, für welche Artengruppen vertiefende Unter-
suchungen erforderlich werden und es wurde ein 
entsprechender Untersuchungsumfang festgelegt.  
Auf Grundlage der Plausibilitätsprüfung erfolgt im 
Rahmen der Offenlage zum Bebauungsplan eine Ar-
tenschutzrechtliche Prüfung für die Artengruppen 
Vögel, Fledermäuse, Reptilien und Amphibien, 
Schmetterlinge sowie Heuschrecken. 
Die Ergebnisse und eine detaillierte Maßnahmenbe-
schreibung wird im Umweltbericht berücksichtigt 
und übernommen. 

A.4.3 Eingriffsregelung 

Insgesamt werden 2,82 ha Fläche voll-
ständig neu versiegelt. Die Beeinträchti-
gungen für die Schutzgüter Arten/Biotope 
und Boden sind erheblich. Entsprechend 
wurde eine Bilanzierung durchgeführt (S. 
32-35). Diese ist plausibel und ergibt ein 
Defizit von insgesamt 383.846 Ökopunk-
ten, das plangebietsintern nicht ausgegli-
chen werden kann. Im Rahmen der Offen-
lage zum Bebauungsplan ist eine detail-
lierte Maßnahmenplanung für die externen 
Ausgleichsmaßnahmen vorzulegen. 

Darüber hinaus merken wir an, dass die 
geplanten sieben Straßenbäume nur dann 
im Rahmen der Eingriffsregelung berück-
sichtigt werden können, wenn heimische 
Arten gepflanzt werden. Nur solche Baum-
arten erfüllen vielfältige Lebensraumfunk-
tionen für heimische Arten, z.B. als Höh-
lenbaum oder als Nahrungsgrundlage, 
und rechtfertigen deren Abrechnung. Die 
unter Kapitel 10.2 vorgeschlagenen Arten 
Tulpenbaum und Amberbaum sorgen 
zwar für eine Eingrünung und optische 
Aufwertung des Plangebiets, haben je-
doch nur eine geringe ökologische Funk-
tion. 

Dies wird berücksichtigt. 

Im Rahmen der Offenlage zum Bebauungsplan wird 
eine detaillierte Maßnahmenplanung für die exter-
nen Ausgleichsmaßnahmen vorgelegt. 

 

 

 

 

 

 

Bei der Bewertung der Straßenbäume wurde ein Ab-
schlag in vom Normalwert von 4 Ökopunkte vorge-
nommen, da gemäß der ÖKVO heimische und nicht-
heimische Baumarten zugelassen sind sowie die ge-
planten Bäume im Siedlungsbereich stehen. Zusätz-
lich werden die Arten Tulpenbaum und Amberbaum 
aus der Artenliste gestrichen. 

A.4.4 Artenschutz Dies wird berücksichtigt. 
Durch das Büro FrInaT wurde eine „Plausibilitäts-
kontrolle der Relevanzprüfung (2016) zur FNP-
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Der Erhebungsumfang für das Arten-
schutzgutachten basiert auf dem des be-
stehenden Gutachtens für die Arten Vögel 
und Schmetterlinge aus dem Jahr 2016 für 
die damalige FNP-Änderung. Das dama-
lige Plangebiet umfasste eine Fläche von 
7,01 ha, jedoch ist der südwestliche Teil 
des jetzt beantragten Bebauungsplange-
biets dadurch nicht mit abgedeckt. Dar-
über hinaus fanden die Erhebungen für die 
beiden Artengruppen im Sommer 2016 
statt, sind also mittlerweile 5 Jahre alt. Die 
Aktualität der damals erhobenen Daten für 
diese beiden Artengruppen ist zu plausibi-
lisieren. D.h. es sollten im Rahmen einer 
Überblicksbegehung zur geeigneten Jah-
reszeit die Lebensraumstrukturen aufge-
nommen und mit der Bestandssituation im 
Jahr 2016 abgeglichen werden. Darüber 
hinaus sollten aktuelle Daten zum Vogel- 
und Schmetterlingsbestand (z.B. Manage-
mentplan zum FFH-Gebiet „Mooswälder 
bei Freiburg" oder ASP-Daten) ausgewer-
tet werden. Ggf. sind auf dieser Grundlage 
weiterführende Maßnahmen erforderlich. 

Weitere, im Plangebiet ggf. vorkommende 
bzw. von der Planung betroffene Arten-
gruppen sind Fledermäuse, Reptilien und 
Amphibien. 2016 wurden keine geeigne-
ten Strukturen für diese Artengruppen fest-
gestellt bzw. eine erhebliche Betroffenheit 
ausgeschlossen. Durch eine Überblicks-
begehung ist der aktuelle Zustand der 
überplanten Flächen hinsichtlich des Le-
bensraumpotentials festzustellen. Sofern 
geeignete Strukturen festgestellt werden, 
sind weiterführende Erhebungen notwen-
dig. Deren Umfang ist im Vorfeld mit der 
unteren Naturschutzbehörde (zuständige 
Fachkraft Carolin Hendel, carolin.hen-
del@lkbh.de, 0761/2187-4223) abzustim-
men. 

Änderung des Gewerbegebiets „Nägelesee“ Got-
tenheim“ erstellt (Büro FrInaT, Stand 14.02.2022) 
erstellt (siehe A 4.2.)  
Auf Grundlage der Plausibilitätsprüfung erfolgt im 
Rahmen der Offenlage zum Bebauungsplan eine Ar-
tenschutzrechtliche Prüfung für die Artengruppen 
Vögel, Fledermäuse, Reptilien und Amphibien, 
Schmetterlinge sowie Heuschrecken. 
Im Gutachten erfolgt ein detailliertes Maßnahmen-
konzept mit internen- und externen Ausgleichsmaß-
nahmen sowie vorgezogenen CEF Maßnahmen, die 
insgesamt im Umweltbericht berücksichtigt werden.  

A.4.5 Sicherung der Ausgleichsmaßnahmen 

Es werden voraussichtlich Ausgleichs-
maßnahmen außerhalb des Plangebiets 
erforderlich. Diese sind rechtlich zu si-
chern. 

Wir weisen darauf hin, dass alle externen 
Ausgleichsmaßnahmen vor dem Sat-
zungsbeschluss durch einen öffentlich-
rechtlichen Vertrag zu sichern sind, sofern 
die Gemeinde Gottenheim Eigentümerin 
der Flächen ist. Andernfalls ist zusätzlich 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Sicherung der externen Ausgleichsmaßnahmen 
wird vor dem Satzungsbeschluss erfolgen. 

mailto:carolin.hendel@lkbh.de
mailto:carolin.hendel@lkbh.de
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zum öffentlich-rechtlichen Vertrag noch 
eine dingliche Sicherung (Grundbuchein-
trag) notwendig. Der Nachweis darüber ist 
der unteren Naturschutzbehörde ebenfalls 
vor Satzungsbeschluss vorzulegen. In die-
sem Fall wird der/die Gründstückseig-
ner/in ebenfalls Vertragspartner/in. 

Wir weisen darauf hin, dass die Flächen, 
die für den Ausgleich herangezogen wer-
den, auch tatsächlich verfügbar sein müs-
sen. Im Rahmen der Ausgleichsplanungen 
ist eine Aussage über die Verfügbarkeit (z. 
B. ist die Fläche verpachtet? etc.) zu ma-
chen. 

A.4.6 Kompensationsverzeichnis 

Gemäß § 18 Abs. 2 Naturschutzgesetz 
übermitteln die Gemeinden die erforderli-
chen Angaben nach § 17 Abs. 6 Satz 2 
BNatSchG (Angaben zur Aufnahme in das 
Kompensationsverzeichnis), wenn Flä-
chen oder Maßnahmen zum Ausgleich im 
Sinne des § 1a Abs. 3 BauGB in einem Be-
bauungsplan festgesetzt sind oder Maß-
nahmen auf von der Gemeinde bereitge-
stellten Flächen durchgeführt werden. So-
weit diese Maßnahmen außerhalb des 
Eingriffsbebauungsplans liegen, sind 
diese in das Kompensationsverzeichnis 
aufzunehmen. 

Die ggf. erforderlichen externen Aus-
gleichs-/Kompensationsmaßnahmen sind 
von der Gemeinde Gottenheim in das 
Kompensationsverzeichnis einzustellen (§ 
18 Abs. 2 Naturschutzgesetz i.V.m. § 17 
Abs. 6 Satz 2 BNatSchG). Hierfür steht 
den Gemeinden ein Zugang zu den bau-
planungsrechtlichen Abteilungen der We-
banwendung „Kompensationsverzeichnis 
& Ökokonto Baden-Württemberg" unter 
http://www.lubw.bwl.de/servlet/is/71791/ » 
Zugang Kommune (Bauleitplanung) zur 
Verfügung. 

Nach Eintragung der externen Ausgleichs-
maßnahmen in die bauplanungsrechtliche 
Abteilung des Kompensationsverzeichnis-
ses ist die Untere Naturschutzbehörde 
hiervon zu benachrichtigen. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die externen Maßnahmen sollen zu gegebener Zeit 
ins Kompensationsverzeichnis aufgenommen wer-
den. 

 

A.4.7 Der Naturschutzbeauftragte regt zur Aus-
gleichsmaßnahme F1 (Fettwiese mit Bäu-
men) an, dass auf die Anpflanzung von 
Obstbäumen entlang der B31 verzichtet 
wird. Es sind stattdessen andere hoch-
stämmige standortheimische Bäume zu 

Dies wird berücksichtigt. 

Auf die Anpflanzung von Obstbäumen entlang der 
B 31 wird zugunsten der Pflanzung von standortge-
rechten hochstämmigen Laubbäumen verzichtet. 

http://www.lubw.bwl.de/servlet/is/71791/
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pflanzen. Die Bäume könnten als Nah-
rungshabitat anziehend für Vögel wirken 
und im Zusammenhang mit der direkt an-
grenzenden B31 eine Tötungsgefahr für 
Vögel hervorrufen. 

A.4.8 Die Außenbeleuchtung ist auf das erfor-
derliche Mindestmaß zu reduzieren und in-
sekten- und fledermausverträglich zu ge-
stalten. Dazu zählen die Verwendung von 
LED oder anderen Leuchtmitteln ohne 
oder mit nur geringem UV-Anteil, eine ge-
zielte Beleuchtung der zu beleuchtenden 
Flächen von oben nach unten und die Ab-
schirmung von Streulicht. 

Dies wird dahingehend berücksichtigt, dass ein ent-
sprechender Hinweis unter Ziffer 4.7 der Bebau-
ungsvorschriften aufgenommen wird: 

Gemäß § 41a Abs. 1 des Gesetzes zum Schutz der 
Insektenvielfalt (Änderungsgesetz zum BNatSchG 
gültig ab dem 01.03.2022) sind neu zu errichtende 
Beleuchtungen technisch und konstruktiv so anzu-
bringen, mit Leuchtmitteln zu versehen und so zu 
betreiben, dass Tiere und Pflanzen wild lebender Ar-
ten vor nachteiligen Auswirkungen durch 
Lichtimmissionen geschützt sind. 

A.5 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 430/440 Umweltrecht / Wasser und Boden 
(gemeinsames Schreiben vom 17.11.2021) 

A.5.1 Bodenschutz / Altlasten 

Bei Umsetzung der vorliegenden Planung 
werden sowohl landwirtschaftliche als 
auch für den Naturhaushalt wertvolle Flä-
chen temporär und/oder vollständig in An-
spruch genommen. Im Bereich der dann 
bebauten bzw. versiegelten Flächen wer-
den die Bodenfunktionen vollständig un-
terbunden. In den temporär beanspruch-
ten Flächen (z. B. Baustelleneinrichtungs-
flächen) können sich dauerhaft nachteilige 
Auswirkungen ergeben, so dass die Pla-
nung bei deren Umsetzung insgesamt mit 
erheblichen Beeinträchtigungen für das 
Schutzgut Boden verbunden ist. Die Flä-
che hat vor allem für die Grundwasserneu-
bildung eine hohe Bedeutung. Hierbei ist 
insbesondere die Bodenfunktion „Aus-
gleichskörper im natürlichen Wasserkreis-
lauf" betroffen. Die Reduktion der Grund-
wasserneubildung wird im Wesentlichen 
durch die Bodenversiegelung verursacht. 

Insofern sind gemäß § 1a Abs. 3 Bauge-
setzbuch (BauGB) sowie gemäß § 15 Abs. 
2 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
adäquate Vermeidungs-, Minimierungs-, 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im 
Rahmen einer Umweltprüfung im Zuge 
weiteren Planung vorzusehen. 

Als konkrete Minimierungsmaßnahmen für 
die zu erwartende Bodenversiegelung 
können z. B. Massenausgleich, Begrü-
nung von Flachdächern, die Errichtung 
von dezentralen Versickerungsmulden 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Als konkrete Minimierungsmaßnahmen kann die für 
das Gebiet festgesetzte Begrünung von flachge-
neigten Dachflächen angesehen werden. 

Als Ausgleichsmaßnahmen für Eingriffe in das 
Schutzgut Boden sind schutzgutübergreifende 
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oder ein fachgerechtes Überdecken von 
baulichen Anlagen am Ort des Eingriffs 
angesehen werden. Als Ausgleichsmaß-
nahme käme z.B. die Wiederherstellung 
der beeinträchtigten Funktion des Bodens 
als „Ausgleichskörper im Wasserkreislauf" 
durch die Entsiegelung von bislang versie-
gelten Flächen in Betracht. Als Planungs- 
und Arbeitsgrundlage kann die Arbeitshilfe 
bzw. das Heft 24 „Das Schutzgut Boden in 
der naturschutzrechtlichen Eingriffsrege-
lung" herausgegeben von der Landesan-
stalt für Umwelt Baden-Württemberg 
(LUBW) herangezogen werden. 

Maßnahmen inner- und außerhalb des Plangebiets 
vorgesehen. 

A.5.1.1 Bodenschutzkonzept 

Gemäß § 2 Abs. 3 Landes-Bodenschutz- 
und Altlastengesetz (LBodSchAG) hat der 
Vorhabenträger bei solchen Vorhaben ein 
Bodenschutzkonzept vorzulegen, bei de-
nen auf einer nicht versiegelten, nicht bau-
lich veränderten oder unbebauten Fläche 
von mehr als 0,5 Hektar auf den Boden 
eingewirkt wird. Konkrete Vorhaben (keine 
Planungen) können z.B. Erschließungen, 
Auffüllungen, Versiegelungen und Teilver-
siegelungen sein. Bei allen Maßnahmen 
sind hinsichtlich der Bodeneinwirkung alle 
Flächen zu berücksichtigen bzw. zu schüt-
zen, sowohl die dauerhaft genutzten als 
auch die für das Bauvorhaben lediglich 
temporär genutzten Bodenflächen. Vorlie-
gend wird auf knapp 3 ha natürlichen Bo-
den eingegriffen (davon allein ≥ 0,5 ha für 
die Erschließung). Daher ist ein Boden-
schutzkonzept vorzulegen sowie eine bo-
denkundliche Baubegleitung zu beauftra-
gen. 

Das Bodenschutzkonzept ist von einer 
sach- und fachkundigen Person zu erstel-
len und sechs Wochen vor dem Beginn 
der Ausführungen des Vorhabens der zu-
ständigen Bodenschutz- und Altlastenbe-
hörde vorzulegen. Ebenso ist rechtzeitig 
vorab mitzuteilen, welcher sach- und fach-
kundige Gutachter die bodenkundliche 
Baubegleitung durchführen wird. 

Ziel des Bodenschutzkonzeptes soll es 
sein, sowohl die natürlichen Bodenfunktio-
nen als auch die Archivfunktionen des Bo-
dens zu schützen. Die Inhalte des Boden-
schutzkonzeptes bei Bauvorhaben richten 
sich insbesondere nach der DIN 19639 - 
Bodenschutz bei Planung und Durchfüh-
rung von Bauvorhaben sowie nach der 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Der Aushub, der bei der Realisierung der Kanäle in-
nerhalb der Ringerschließung anfällt, kann zum 
größten Teil bei der Herstellung der Verkehrsflächen 
im Plangebiet wiederverwendet werden. Die zustän-
digen Behörden werden dabei gemäß den aktuell 
geltenden Vorschriften mit einbezogen. 

Im Hinblick auf die Bebauung der einzelnen Grund-
stücke im Plangebiet wird folgender Hinweis unter 
Ziffer 4.6 der Bebauungsvorschriften aufgenommen: 

Gemäß § 2 Abs. 3 Landes-Bodenschutz- und Altlas-
tengesetz (LBodSchAG) hat der Vorhabenträger bei 
solchen Vorhaben ein Bodenschutzkonzept vorzule-
gen, bei denen auf einer nicht versiegelten, nicht 
baulich veränderten oder unbebauten Fläche von 
mehr als 0,5 Hektar auf den Boden eingewirkt wird. 
Konkrete Vorhaben (keine Planungen) können z. B. 
Erschließungen, Auffüllungen, Versiegelungen und 
Teilversiegelungen sein. Bei allen Maßnahmen sind 
hinsichtlich der Bodeneinwirkung alle Flächen zu be-
rücksichtigen bzw. zu schützen, sowohl die dauer-
haft genutzten als auch die für das Bauvorhaben le-
diglich temporär genutzten Bodenflächen.  

Das Bodenschutzkonzept ist von einer sach- und 
fachkundigen Person zu erstellen und sechs Wo-
chen vor dem Beginn der Ausführungen des Vorha-
bens der zuständigen Bodenschutz- und Altlasten-
behörde vorzulegen. Ebenso ist rechtzeitig vorab 
mitzuteilen, welcher sach- und fachkundige Gutach-
ter die bodenkundliche Baubegleitung durchführen 
wird. 
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Arbeitshilfe Heft 24 „Das Schutzgut Boden 
in der naturschutzrechtlichen Eingriffsre-
gelung". Die Inhalte der Norm und der Ar-
beitshilfe geben eine Handlungsanleitung 
zum baubegleitenden Bodenschutz und 
zielen in ihrer Anwendung auf die Minimie-
rung der Verluste der gesetzlich geschütz-
ten Bodenfunktionen. 

Dies bedeutet konkret: 

• Die Sicherung oder Wiederherstellung 
der Böden bzw. Lenkung von Boden 
verbrauchenden Planungen, möglichst 
nicht auf schutzwürdige und empfindli-
che Böden. 

• Bei unvermeidlichen Eingriffen in den 
Boden soll sparsam, schonend und 
haushälterisch mit der Ressource Bo-
den umgegangen werden. 

Konkrete Inhalte des Bodenschutzkonzep-
tes können unter anderem sein: 

• Bodenbezogene Datenerfassung und 
Bewertung 

• Abgrenzung und Festlegung schützens-
werter Böden 

• Erarbeitung eines verbindlichen Maß-
nahmenplans für die Bau- und Rekulti-
vierungsphase, z. B. Grenzen der Be-
fahrbarkeit, Maschineneinsatz, Abtrag, 
Lagerung, Mietenhöhe, Anlegen befes-
tigter Baustraßen etc. 

• Maßnahmen für die Rekultivierung und 
ggf. Maßnahmen für die Zwischenbe-
wirtschaftung 

• Vorgaben für Dokumentation und Ver-
mittlung von Informationen 

• Schaffung von Ausgleichsmaßnahmen 
(z. B. Dachbegrünung, Entsiegelung, 
etc.) 

A.5.1.2 Allgemeine Bestimmungen Bodenschutz 

Die folgenden Hinweise sind ergänzend zu 
den bereits in Ziffer 4.4 vorhandenen Best-
immungen in den Textteil des Bebauungs-
plans aufzunehmen: 

• Auf die Pflicht zur Beachtung der Best-
immungen des Gesetzes zum Schutz 
vor schädlichen Bodenveränderungen 
und zur Sanierung von Altlasten (§ 4 
BBodSchG) und die bodenschutzrecht-
lichen Regelungen (Bundesboden-
schutz- und Altlastenverordnung - 
BBodSchV -, DIN 19731, DIN 19639 so-
wie DIN 18915) wird ausdrücklich 

Dies wird berücksichtigt. 

Der Hinweis wird zum Bodenschutz unter Ziffer 4.5 
der Bebauungsvorschriften wird entsprechend er-
gänzt. 
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hingewiesen. Für den Umgang mit Bö-
den, die zur Rekultivierung vorgesehen 
sind (insbesondere für deren Einbrin-
gung), gelten die Vorgaben der DIN 
19639 sowie des Heftes 26 „Merkblatt 
Bodenauffüllungen" der Reihe „Boden-
schutz" der LUBW. 

• Die Inhalte der Arbeitshilfe Heft 24 „Das 
Schutzgut Boden in der naturschutz-
rechtlichen Eingriffsregelung" der 
LUBW ist in Anlehnung an o. g. Gesetze 
und Vorgaben zu beachten und umzu-
setzen. Die Inhalte der Norm und der Ar-
beitshilfe geben eine Handlungsanlei-
tung zum baubegleitenden Boden-
schutz und zielen in ihrer Anwendung 
auf die Minimierung der Verluste der ge-
setzlich geschützten Bodenfunktionen. 

• Bodenarbeiten (Abtrag, Auftrag, Umla-
gerung) dürfen nur bei geeigneten, nie-
derschlagsfreien Witterungsverhältnis-
sen und bei ausreichend abgetrockne-
tem bzw. gefrorenem Boden erfolgen. 
Stark feuchte und nasse Böden sind für 
eine Umlagerung nicht geeignet und 
dürfen auf keinen Fall befahren werden. 
Die Grenzen der Befahrbarkeit und Be-
arbeitbarkeit nach den geltenden tech-
nischen Normen (z. B. DIN 19639, DIN 
19731, etc.) sind jeweils zu beachten 
und einzuhalten. 

• Vor jeglichen Bodenarbeiten ist die Bo-
denfeuchte hinsichtlich der Umlage-
rungseignung von Böden nach DIN 
19731 (Abbildung 1 in DIN 19731) bzw. 
DIN 19639 zu überprüfen. Die Boden-
feuchte kann mittels Tensiometer 
(„Schweizer Verfahren") oder über den 
Ausrolltest nach DIN 19639 (Tabelle 2 in 
DIN 19639) ermittelt werden. Nur Böden 
mit geeigneten Mindestfestigkeiten dür-
fen aus- oder eingebaut werden. Die 
Tragfähigkeit des Bodens muss dabei 
jederzeit gewährleistet sein. Die Gren-
zen der Befahrbarkeit und Bearbeitbar-
keit nach den geltenden technischen 
Normen (z. B. DIN 19639, DIN 19731 
etc.) sind jeweils zu beachten und ein-
zuhalten. 

A.5.1.3 Aufschüttungen, Abgrabungen, Planien 

Aufschüttungen, Abgrabungen, Planien, 
die im Zuge einer Niveauanpassung oder 
Geländemodellierung geplant sind und 

Dies wird berücksichtigt. 

Der Hinweis wird zum Bodenschutz unter Ziffer 4.5 
der Bebauungsvorschriften wird entsprechend er-
gänzt. 
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nicht einem konkreten Einzelbauvorhaben 
zugeordnet werden können, sind nur in 
Form einer bodenähnlichen Anwendung 
möglich (Einbaukonfiguration bis max. Z 
0*). Hierbei ist insbesondere § 12 der 
BBodSchV zu beachten und anzuwenden. 
Außerdem ist die Zweckmäßigkeit der Auf-
schüttung abfallrechtlich nachzuweisen. 

Großflächige Aufschüttungen zur Ni-
veauanpassung und Geländemodellie-
rung zur Nutzbarmachung des Geländes 
auf einer Fläche > 0,5 ha sind nur im Zu-
sammenhang mit einem Bodenschutzkon-
zept nach § 2 Absatz 3 LBodSchAG mög-
lich. Weiterhin ist ab einer Eingriffsfläche 
von > 1 ha eine fachkundige bodenkundli-
che Baubegleitung zur Überwachung der 
Maßnahmen und des Stoffstroms zu be-
auftragen. 

A.5.1.4 Anlagen zum Sammeln und Versickern 
von Niederschlagswasser 

Es wird darauf hingewiesen, dass bei den 
Bereichen, die für eine konzentrierte Nie-
derschlagswasserversickerung (z. B. Mul-
denversickerung) vorgesehen sind, zuvor 
zweifelsfrei gesichert sein muss, dass 
keine Untergrundverunreinigungen vor-
handen sind. Ein Nachweis hierfür bzw. 
eine Bestätigung ist in der Regel durch 
den Vorhabenträger zu erbringen. 

Bei einer gezielten Versickerung darf nur 
über unbelastetem natürlichem Bodenma-
terial versickert werden. Aus Gründen ei-
ner ausreichenden Reinigungsleistung 
des Unterbodens sind Auffüllungen, sowie 
Recyclingmaterialien, Schlacken, Aschen 
oder Ähnliches nicht zulässig. Eine Versi-
ckerung ist nur über Boden mit Zuordnung 
zur Einbaukonfiguration Z 0 möglich. Zur 
Orientierung können die Zuordnungswerte 
der „Verwaltungsvorschrift des Umweltmi-
nisteriums für die Verwertung von als Ab-
fall eingestuftem Bodenmaterial" (VwV Bo-
den) herangezogen werden. Ausnahmen 
hinsichtlich geogener Hintergrundbelas-
tungen sind möglich. 

Wir weisen auf die Beachtung der gesetz-
lichen Bestimmungen der Verordnung des 
Umweltministeriums über die dezentrale 
Beseitigung von Niederschlagswasser 
vom 22.03.1999 hin. Eine wasserrechtli-
che Erlaubnis nach §§ 8, 9 Wasserhaus-
haltsgesetz (WHG) ist demnach nur dann 

Dies wird berücksichtigt.  

Vom Büro Manzke + Müller aus Freiburg wurde eine 
detaillierte Entwässerungskonzeption erarbeitet und 
bereits mit dem Landratsamt abgestimmt. Die recht-
lichen Vorgaben wurden dabei beachtet.  

Das Konzept sieht ein modifiziertes Trennsystem 
vor, bei dem der Regenwasserabfluss der privaten 
Grundstücksflächen über ein Muldensystem mit be-
lebter Bodenschicht zur Versickerung gebracht wird. 
Das Regenwasser von den öffentlichen Erschlie-
ßungsstraßen wird über eine im Straßenraum unter-
gebrachte Sickermulde mit einem Substrat zur Rei-
nigung versickert.  
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nicht erforderlich, soweit die Bestimmun-
gen der §§ 2 und 3 der Niederschlagswas-
serverordnung eingehalten werden oder 
wenn die dezentrale Beseitigung des Nie-
derschlagswassers in bauplanungs-recht-
lichen oder bauordnungsrechtlichen Vor-
schriften vorgesehen ist (Hinweis: Die de-
zentrale Beseitigung von Niederschlags-
wasser aus Industrie und Gewerbebetrie-
ben ist unabhängig von der gewählten 
Technik immer erlaubnispflichtig). 

A.5.2 Wasserversorgung / Grundwasser-
schutz 

Bauen im Grundwasser 

Gebäude bzw. Gebäudeteile sollen grund-
sätzlich nicht unterhalb des mittleren 
höchsten Grundwasserstandes (MHW) 
gegründet werden. Wir verweisen hierzu 
auf den geotechnischen Bericht der Inge-
nieurgruppe Geotechnik vom 27.02.2019 
wonach der MHW für den nördlichen Rand 
des Gebiets mit 189,95 mNN und für den 
südlichen Rand mit 190,25 mNN bestimmt 
ist. Laut Ziffer 1.7.6 der Bebauungsvor-
schriften dürfen Gebäude nicht tiefer als 
der MHW gegründet werden. Diese Fest-
setzung sollte nochmals kritisch hinterfragt 
werden, ob dies vorliegend tatsächlich ge-
nerell ausgeschlossen (verboten) werden 
soll oder ob nur dann im Grundwasser-
schwankungsbereich gebaut werden darf, 
wenn im Einzelfall eine wasserrechtliche 
Erlaubnis (§§ 8, 9 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 
Nr. 1 WHG) erteilt wurde. 

Dies wird berücksichtigt. 

Auf die Festsetzung unter Ziffer 1.7.6 wird verzich-
tet. Unter Ziffer 4.3 der Bebauungsvorschriften wird 
folgender Hinweis aufgenommen: 

Gebäude bzw. Gebäudeteile sollen grundsätzlich 
nicht unterhalb des mittleren höchsten Grundwas-
serstandes (MHW) gegründet werden. Auf den geo-
technischen Bericht der Ingenieurgruppe Geotech-
nik vom 27.02.2019 wird verwiesen. Darin ist der 
MHW für den nördlichen Rand des Gebiets mit 
189,95 m ü. NN und für den südlichen Rand mit 
190,25 m ü. NN bestimmt. Im Einzelfall darf im 
Grundwasserschwankungsbereich nur dann gebaut 
werden, wenn eine wasserrechtliche Erlaubnis be-
antragt und erteilt wird (§§ 8, 9 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 
Nr. 1 WHG). 

 

A.5.3 Abwasserbeseitigung / Regenwasser-
behandlung 

Eine Prüfung der Niederschlagswasserbe-
seitigung ist nicht möglich, da hierzu keine 
Informationen vorliegen. In diesem Zu-
sammenhang weisen wir auf das Urteil 
des bayrischen Verwaltungsgerichtshofs 
(VGH) vom 13.04.2018 (Aktenzeichen: 9 
NE 17.1222) hin. Nach diesem Urteil muss 
einer Planung eine Erschließungskonzep-
tion zugrunde liegen, nach der das im 
Plangebiet anfallende Niederschlagswas-
ser so beseitigt werden kann, dass Ge-
sundheit und Eigentum der Planbetroffe-
nen diesseits und jenseits der Plangren-
zen keinen Schaden nehmen. Die Vorga-
ben der Niederschlagswasserverordnung 
und der Broschüre zur naturverträglichen 
Regenwasserbewirtschaftung sind zu 

Dies wird berücksichtigt.  

Vom Büro Manzke + Müller aus Freiburg wurde eine 
detaillierte Entwässerungskonzeption erarbeitet und 
bereits mit dem Landratsamt abgestimmt. Die recht-
lichen Vorgaben wurden dabei beachtet.  

Das Konzept sieht ein modifiziertes Trennsystem 
vor, bei dem der Regenwasserabfluss der privaten 
Grundstücksflächen über ein Muldensystem mit be-
lebter Bodenschicht zur Versickerung gebracht wird. 
Das Regenwasser von den öffentlichen Erschlie-
ßungsstraßen wird über eine im Straßenraum unter-
gebrachte Sickermulde mit einem Substrat zur Rei-
nigung versickert. 
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prüfen und im Textteil des Bebauungs-
plans darzulegen. 
Wir empfehlen aus Gründen der Rechtssi-
cherheit, das Entwässerungskonzept be-
reits auf der Ebene des Bauleitplanverfah-
rens detailliert mit dem Fachbereich 440 
(Wasser & Boden) sowie dem Fachbe-
reich 430 (Umweltrecht) abzustimmen und 
im Bebauungsplan darzustellen. 

A.5.4 Oberflächengewässer / Gewässeröko-
logie / Hochwasserschutz / Starkregen 

Etwa ein Drittel der Fläche des Plange-
biets werden bei einem Hochwasserab-
fluss HQExtrem überflutet oder durchflossen. 
Betroffen sind neben dem westlichen 
Randbereich besonders die südwestliche 
Ecke sowie Teilbereiche der südlichen 
Randzone des Plangebietes. Die Überflu-
tungstiefe beträgt laut Hochwassergefah-
renkarte (HWGK) zwischen 0,1 m im süd-
lichen und 0,3 m im nordwestlichen Rand-
bereich. 

Die Flächen des HQExtrem gelten als „Risi-
kogebiete außerhalb von Überschwem-
mungsgebieten" gemäß § 78 b WHG. Die 
Bestimmungen von § 78 b WHG sind des-
halb entsprechend zu beachten. So sind 
bei der Ausweisung neuer Baugebiete im 
Außenbereich insbesondere der Schutz 
von Leben und Gesundheit und die Ver-
meidung erheblicher Sachschäden in der 
Abwägung nach § 1 Abs. 7 Baugesetz-
buch (BauGB) zu berücksichtigen. Außer-
halb dieses Gebiets sollen / dürfen bauli-
che Anlagen nur in einer dem jeweiligen 
Hochwasserrisiko angepassten Bauweise 
nach den allgemein anerkannten Regeln 
der Technik errichtet oder wesentlich er-
weitert werden. Bei den Anforderungen an 
die Bauweise ist auch die Höhe des mög-
lichen Schadens zu berücksichtigen. 

Dies wurde bereits berücksichtigt. 

Auf die nachrichtliche Übernahme unter Ziffer 3 der 
Bebauungsvorschriften wird verwiesen. 

A.5.5 Das Thema Starkregen wird in den vorlie-
genden Unterlagen nicht thematisiert. Auf-
grund der bisher fehlenden Starkregenun-
tersuchungen auf dem Gemeindegebiet 
Gottenheim können zu diesem Themen-
punkt derzeit keine fundierten Aussagen 
gemacht werden. In vergleichbaren Ge-
meinden hat die Simulation von Starkrege-
nereignissen allerdings gezeigt, dass 
durchaus Schäden und Beeinträchtigun-
gen durch die Einwirkung von Starkregen 
auch in nahezu ebenen Topografien zu er-
warten sind. Dieser Aspekt sollte bei den 

Der Gemeinde Gottenheim ist das Thema Starkre-
gen ebenfalls sehr bewusst und wichtig. Aus diesem 
Grund wurde bereits eine Starkregenanalyse in Auf-
trag gegeben, die auch diesen Bereich umfassen 
wird.  
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weiteren Planungen angemessen berück-
sichtigt werden.  

A.6 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 450 Gewerbeaufsicht 
(gemeinsames Schreiben vom 17.11.2021) 

A.6.1 Erdmassenausgleich 

Im Sinne einer Abfallvermeidung und -Ver-
wertung sowie im Sinne des Boden- und 
Klimaschutzes soll im Planungsgebiet 
gem. § 3 Abs. 3 LKreiWiG ein Erdmassen-
ausgleich erfolgen (zum Beispiel durch 
Geländemodellierung, Höherlegung der 
Erschließungsstraßen), wobei der Baugru-
benaushub vorrangig auf den Grundstü-
cken verbleiben und darauf wieder einge-
baut werden soll, soweit Dritte dadurch 
nicht beeinträchtigt werden. 

Die Vorteile eines Erdmassenausgleichs 
vor Ort sind: 

▪ mehr Gefälle bei der Kanalisation, 
▪ erhöhter Schutz bei Starkregen, 
▪ Klimaschutz durch Vermeidung von 

Transporten, 
▪ Verwertung statt Entsorgung und Kos-

tenersparnis durch Wegfall der Ab-
fuhr/Entsorgung. 

Für den Fall, dass ein Erdmassenaus-
gleich nicht möglich sein sollte, sollten die 
Gründe hierfür in der Begründung zum Be-
bauungsplan bzw. im Landschaftspflegeri-
schen Begleitplan dargelegt werden. 

Sofern ein Erdmassenausgleich im Be-
reich des Geltungsbereichs des Bebau-
ungsplans nicht möglich ist, sind über-
schüssige Erdmassen anderweitig zu ver-
werten. Diesbezüglich soll die Gemeinde 
selbst Maßnahmen ermitteln, wie z.B. die 
Verwertung für 

▪ Lärmschutzmaßnahmen, 
▪ Dämme von Verkehrswegen, 
▪ Beseitigung von Landschaftsschäden, 

etc. 

Unbelasteter Erdaushub kann für Boden-
verbesserungen, für Rekultivierungsmaß-
nahmen oder anderen Baumaßnahmen 
verwendet werden, soweit dies technisch 
möglich, wirtschaftlich zumutbar und 
rechtlich möglich ist. 

Erst nach gründlicher Prüfung einer sinn-
vollen Verwertung des Materials kann eine 
Entsorgung auf einer Erdaushubdeponie 
als letzte Möglichkeit in Frage kommen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Der im Zuge der Erschließungsmaßnahme anfal-
lende Aushub soll für den Straßenaufbau wiederver-
wendet bzw. in den Böschungen eingebaut werden. 
Dadurch kann den genannten Belangen Rechnung 
getragen werden.  

Es ist auch im Interesse der späteren Grundstücks-
eigentümer für die privaten Grundstücksflächen ein 
Erdmassenausgleich, sofern dies technisch umsetz-
bar ist, durchzuführen. 
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Hierbei gilt zu beachten, dass die Erdaus-
hubdeponien über begrenzte Verfüllmen-
gen verfügen und wertvolles Deponievolu-
men nicht durch unbelastetes und bau-
technisch weiterhin nutzbares Bodenma-
terial erschöpft werden sollte. Insbeson-
dere Kies kann im Regelfall als Rohstoff 
weitere Verwendung finden. Für Oberbo-
den ist die Verwertung in Rekultivierungs-
maßnahmen zu prüfen. 

A.6.2 Auf die Möglichkeit, auf der Grundlage des 
§ 74 Abs. 3 Ziffer 1 LBO durch örtliche 
Bauvorschriften zu bestimmen, dass die 
Höhenlage der Grundstücke erhalten oder 
verändert wird, um überschüssigen Bo-
denaushub zu vermeiden, wird in diesem 
Zusammenhang hingewiesen. 

Dies wird nicht berücksichtigt. 

Auf die Formulierung einer örtlichen Bauvorschrift 
zur Höhenlage der Grundstücke wird verzichtet. Das 
Plangebiet ist relativ eben und aus Sicht der Ge-
meinde besteht keine Gefahr, dass die Höhenlage 
der einzelnen Grundstücke im Zuge der Baumaß-
nahmen grundlegend verändert wird. 

A.7 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 520 Brand- und Katastrophenschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 17.11.2021) 

A.7.1 Die Löschwasserversorgung wird entspre-
chend dem Arbeitsblatt W 405 des DVGW 
in Abhängigkeit der Nutzung (§ 3 FwG, § 2 
Abs. 5 LBOAVO) festgelegt. 
Bei einem Gewerbegebiet mit einer GFZ 
von 2,4 ist eine Löschwasserversorgung 
von mind. 96 m³/Stunde über einen Zeit-
raum von 2 Stunden sicherzustellen. 
Hydranten sind so anzuordnen, dass die 
Entnahme von Wasser jederzeit leicht 
möglich ist. Als Grundlage sind die 
DVGW-Arbeitsblätter W 331 und W 400 zu 
beachten. 
Für Gebäude, deren zweiter Rettungsweg 
über Rettungsgeräte der Feuerwehr si-
chergestellt werden muss, sind in Abhän-
gigkeit der Gebäudehöhe entsprechende 
Zugänge bzw. Zufahrten und Aufstellflä-
chen zu schaffen (§ 2 Abs. 1-4 LBOAVO). 
Zufahrt und Aufstellflächen für Rettungs-
geräte der Feuerwehr sind nach den Vor-
gaben der VwV - Feuerwehrflächen aus-
zuführen. 

Dies wird berücksichtigt. 

Ein entsprechender Hinweis wird unter Ziffer 4.9 der 
Bebauungsvorschriften aufgenommen. 

A.8 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 530 Wirtschaft und Klima 
(gemeinsames Schreiben vom 17.11.2021) 

A.8.1 Infolge der Verpflichtung zur Installation 
von Photovoltaikanlagen auf Parkplatzflä-
chen gemäß § 8b Klimaschutzgesetz Ba-
den-Württemberg sollte Punkt 1.7 der pla-
nungsrechtlichen Festsetzungen auf Sinn-
haftigkeit überprüft werden, insbesondere 
die Vorgaben zur Oberflächenbefestigung. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Da kein Widerspruch zwischen der Festsetzung von 
wasserdurchlässigen Oberflächenbefestigungen 
und der Verpflichtung zur Installation von Photovol-
taikanlagen auf Parkplätzen besteht, wird an den 
Festsetzungen unter Ziffer 1.7.1 und 1.7.2 festgehal-
ten. 
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A.9 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 540 Flurneuordnung 
(gemeinsames Schreiben vom 17.11.2021) 

A.9.1 Durch die Aufstellung des oben genannten 
Bebauungsplans und der örtlichen Bau-
vorschriften ist das laufende Flurbereini-
gungsverfahren Gottenheim (B 31) erneut 
berührt. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.9.2 Durch einen Bebauungsplan erfahren die 
ursprünglich landwirtschaftlich genutzten 
Flächen eine deutliche Wertsteigerung. 
Zudem kann die Flurbereinigungsbehörde 
keine Festsetzungen treffen, die einem 
Bebauungsplan widersprechen würden. 
Infolgedessen werden die überplanten 
Flächen prinzipiell aus der Flurbereinigung 
ausgeschlossen. 

Während der gesamten Laufzeit der Flur-
bereinigung wurden bereits mehrere Be-
reiche überplant und ausgeschlossen. 
Dadurch ist das Verfahrensgebiet bereits 
deutlich verkleinert worden. Hierdurch hat 
sich für die im Verfahrensgebiet verbliebe-
nen landwirtschaftlichen Flächen der 
Landabzug sowohl für das Unternehmen 
als auch die gemeinschaftlichen Anlagen 
spürbar erhöht. 

Bereits vor der Anordnung der oben ge-
nannten Flurbereinigung war im Rahmen 
der Aufklärung von der Gemeinde der Be-
schluss gefasst, 1 ha Fläche für das Unter-
nehmen bereitzustellen. Durch die zwi-
schenzeitig geschaffenen Baugebiete, die 
aus dem Verfahren ausgeschlossen wur-
den, ist nun für die Teilnehmergemein-
schaft die Forderung entstanden, Flächen 
zur Senkung des Landabzugs zu erwer-
ben, um den vom BLHV geforderten maxi-
malen Abzug von 4 % einhalten zu kön-
nen. 

Die zu Beginn des Verfahrens erklärte Be-
reitschaft 1 ha zur Verfügung zu stellen 
wird hierfür voraussichtlich nicht ausrei-
chen. 

Der geplanten Erweiterung des oben ge-
nannten Gewerbegebietes können wir, 
insbesondere im Interesse der aktiven 
Landwirtschaft, nur zustimmen, wenn von 
der Gemeinde zumindest der (Flächenan-
teil) Landabzug von 4 % in den Gewerbe-
gebieten für das Unternehmen und die ge-
meinschaftlichen Anlagen der Teilnehmer-
gemeinschaft aufgebracht wird. 

Dies wird zur Kenntnis genommen und entspre-
chend berücksichtigt.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der (Flächenanteil) Landabzug von 4 % wird zuge-
sagt.  
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A.10 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 580 Landwirtschaft 
(gemeinsames Schreiben vom 17.11.2021) 

A.10.1 Landwirtschaftliche Belange wurden in der 
Begründung zur vorliegenden Planung da-
hingehend behandelt, dass die Einstufung 
der Flächen als Vorrangflur I und somit 
ihre herausragende Bedeutung für die 
landwirtschaftliche Produktion erkannt und 
die aus Gemeindesicht notwendige Inan-
spruchnahme begründet wurde. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.10.2 Von der Gewerbegebietserweiterung über 
3,92 ha auf der Gemarkung Gottenheim 
sind drei Haupterwerbslandwirte und ein 
Nebenerwerbslandwirt betroffen, die zu-
sammen über 1,53 ha der Ackerfläche 
zum Anbau von Weizen nutzen, 0,97 ha 
werden als Wiese genutzt, die restlichen 
Flächen liegen brach. Mit Planumsetzung 
verliert der Nebenerwerbslandwirt 6,04 % 
seiner gesamten Betriebsfläche, auf der 
aktuell Weizen angebaut ist. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.10.3 Um den Flächenverlust so gering wie mög-
lich zu halten bzw. effektiver auszunutzen, 
sollte die planende Kommune auf eine 
kompakte mehrgeschossige Bauweise 
evtl. mit Tiefgarage oder Parkhaus für die 
notwendigen Stellplätze hinwirken. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Der vorliegende Bebauungsplan ist ein Angebotsbe-
bauungsplan. Als solcher setzt er einen Rahmen für 
unterschiedliche Bauvorhaben, die der Art der bau-
lichen Nutzung entsprechen. Dabei gilt es einen ge-
wissen Spielraum für die Bauherren zu eröffnen 
auch im Hinblick auf die Unterbringung von Stellplät-
zen. In diesem Sinne sind Tiefgaragen oder ein 
Parkhaus zwar denkbar, diese sollen aber nicht 
zwingend vorgeschrieben werden, da sie nicht in al-
len Fällen die sinnvollste Lösung darstellen. 

Wie bereits in der Begründung dargelegt, entspre-
chen die festgesetzten Gebäudehöhen im Gewerbe-
gebiet einer Höhe von 19 m und im Mischgebiet ei-
ner Höhe von 12 m. Dies ermöglicht die Unterbrin-
gung von mehreren Geschossen.  

A.10.4 Folgende Hinweise müssen im weiteren 
Planverlauf berücksichtigt werden: 

• Bei der Festsetzung von externen Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen ist ge-
mäß § 15 Absatz 3 BNatSchG auf ag-
rarstrukturelle Belange Rücksicht zu 
nehmen. Insbesondere sind für die land-
wirtschaftliche Nutzung besonders ge-
eignete Böden (Bodengüte, Flurstruktur, 
Nähe zu landwirtschaftlichen Betrieben, 
Wegenetz) nur im notwendigen Umfang 
in Anspruch zu nehmen. Diese Vorgabe 
ist insbesondere bei der Auswahl von 
Kompensationsflächen außerhalb des 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

 

Die Belange der Landwirtschaft werden bei der Aus-
wahl von Kompensationsflächen außerhalb des 
Plangebietes beachtet und sachgerecht in die Ab-
wägung eingestellt. 
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Plangebietes zu beachten und sachge-
recht in die Abwägung einzustellen. 

• Bei der geplanten Inanspruchnahme 
landwirtschaftlich genutzter Flächen für 
Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen ist 
die zuständige Landwirtschaftsbehörde 
gemäß § 15 Absatz 6 NatSchG bei der 
Auswahl der Flächen frühzeitig, d.h. 
noch in der Planungsphase zu beteili-
gen. Informationen zu Flächen, die in 
die engere Auswahl kommen, können 
rechtzeitig vor deren Festlegung beim 
FB 580 - Landwirtschaft erfragt werden. 

• Die Erschließung der östlich angrenzen-
den Ackerflächen muss auch während 
der Bauausführung gesichert sein, um 
eine ordnungsgemäße Bewirtschaftung 
mit Landwirtschaftsmaschinen nach 
heutigem Stand der Technik zu gewähr-
leisten. 

Dies wird zur Kenntnis genommen und in der Aus-
führungsplanung berücksichtigt. 

A.11 Regierungspräsidium Freiburg – Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
(Schreiben vom 15.11.2021) 

A.11.1 Geotechnik 

Das LGRB weist darauf hin, dass im An-
hörungsverfahren als Träger öffentlicher 
Belange keine fachtechnische Prüfung 
vorgelegter Gutachten oder von Auszügen 
daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet 
ein ingenieurgeologisches Übersichtsgut-
achten, Baugrundgutachten oder geotech-
nischer Bericht vorliegt, liegen die darin 
getroffenen Aussagen im Verantwortungs-
bereich des gutachtenden Ingenieurbüros. 
Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung 
vorausgesetzt, wird andernfalls die Über-
nahme der folgenden geotechnischen Hin-
weise in den Bebauungsplan empfohlen: 

Das Plangebiet befindet sich auf Grund-
lage der am LGRB vorhandenen Geoda-
ten im Verbreitungsbereich von Auenleh-
men mit unbekannter Mächtigkeit. 

Mit einem kleinräumig deutlich unter-
schiedlichen Setzungsverhalten des Un-
tergrundes ist zu rechnen. 

Ggf. vorhandene organische Anteile kön-
nen zu zusätzlichen bautechnischen Er-
schwernissen führen. Der Grundwasser-
flurabstand kann bauwerksrelevant sein. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im 
Zuge der weiteren Planungen oder von 
Bauarbeiten (z. B. zum genauen 

Dies wird berücksichtigt. 

Der Hinweis zur Geotechnik unter Ziffer 4.4 der Be-
bauungsvorschriften wird entsprechend ergänzt. 
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Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, 
zur Wahl und Tragfähigkeit des Grün-
dungshorizonts, zum Grundwasser, zur 
Baugrubensicherung) werden objektbezo-
gene Baugrunduntersuchungen gemäß 
DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein 
privates Ingenieurbüro empfohlen. 

A.11.2 Boden 

Zur Planung sind aus bodenkundlicher 
Sicht keine Hinweise, Anregungen oder 
Bedenken vorzutragen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.11.3 Mineralische Rohstoffe 

Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoff-
geologischer Sicht keine Hinweise, Anre-
gungen oder Bedenken vorzubringen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.11.4 Grundwasser 

Die hydrogeologischen und geothermi-
schen Untergrundverhältnisse können 
dem Hydrogeologischen Kartenwerk des 
LGRB (1: 50 000) (LGRB-Kartenviewer 
http://maps.lgrb-bw.de/?view=lgrb_ge-
ola_hyd) und LGRBwissen https://lgrbwis-
sen.lgrb-bw.de/hydrogeologie) sowie dem 
Informationssystem „Oberflächennahe 
Geothermie" (ISONG, http://isong.lgrb-
bw.de/) entnommen werden. 

Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbei-
tung des LGRB zu hydrogeologischen 
Themen statt. 

Das Plangebiet liegt außerhalb von Was-
serschutzgebieten. 

Der Grundwasserflurabstand kann bau-
werksrelevant sein. 

Weitere, sowie die o. a. Ausführungen er-
gänzende Hinweise oder Anregungen sind 
aus hydrogeologischer Sicht zum Pla-
nungsvorhaben nicht vorzubringen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.11.5 Bergbau 

Die Planung liegt nicht in einem aktuellen 
Bergbaugebiet. 

Nach den beim Landesamt für Geologie, 
Rohstoffe und Bergbau vorliegenden Un-
terlagen ist das Plangebiet nicht von Alt-
bergbau oder Althohlräumen betroffen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

http://maps.lgrb-bw.de/
https://lgrbwissen.lgrb-bw.de/hydrogeologie
https://lgrbwissen.lgrb-bw.de/hydrogeologie
http://isong.lgrb-bw.de/
http://isong.lgrb-bw.de/
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A.11.6 Geotopschutz 

Im Bereich der Planfläche sind Belange 
des geowissenschaftlichen Naturschutzes 
nicht tangiert. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.11.7 Allgemeine Hinweise 

Die lokalen geologischen Untergrundver-
hältnisse können dem bestehenden Geo-
logischen Kartenwerk, eine Übersicht über 
die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der 
Homepage des LGRB (http://www.lgrb-
bw.de) entnommen werden. 

Des Weiteren verweisen wir auf unser Ge-
otop-Kataster, welches im Internet unter 
der Adresse http://lgrb-bw.de/geotour-
ismus/geotope (Anwendung LGRB-Map-
server Geotop-Kataster) abgerufen wer-
den kann. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.12 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 47.1 Straßenbau Nord 
(Schreiben vom 16.11.2021) 

A.12.1 Wir verweisen auf unser Schreiben vom 
15.09.2017 und behalten die damalige 
Stellungnahme bei. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.13 Regierungspräsidium Freiburg – Abteilung Straßenwesen und Verkehr 
(Schreiben vom 15.09.2017) 

A.13.1 Die Abteilung 4 (ausgenommen Ref. 46) - 
Straßenwesen und Verkehr - des Regie-
rungspräsidiums Freiburg als Straßenbau-
behörde für Autobahnen, Bundes- und 
Landesstraßen nimmt zu dem o. g. Bebau-
ungsplan nur Stellung im Hinblick auf Pla-
nungs- und Ausbauabsichten sowie zu Be-
langen der Straßenbaugestaltung im Zuge 
dieser Verkehrswege. 

Das Bebauungsplangebiet grenzt an die B 
31 außerhalb der zur Erschließung der an-
liegenden Grundstücke bestimmten Teile 
der Ortsdurchfahrt. Unsere Belange sind 
durch den Vorgang daher betroffen. 

Nach § 9 FStrG besteht ein Anbauverbot 
für Hochbauten aller Art in einer Entfer-
nung bis zu 20 m, gemessen vom äußeren 
Rand der befestigten Fahrbahn. Dieses 
kann mit Zustimmung des Regierungsprä-
sidiums Freiburg auf 12 m verringert wer-
den. 

Gegen den Entwurf der 4. Erweiterung 
„Gewerbegebiet Nägelsee" bestehen von 
unserer Seite keine Bedenken. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

http://www.lgrb-bw.de/
http://www.lgrb-bw.de/
http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope
http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope
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A.13.2 Wir bitten bei zukünftigen TÖB-Anhörun-
gen, um eine Aktualisierung Ihrer Vertei-
lerliste. Anstelle von Referat 44 ist zukünf-
tig das Baureferat 47.1 zu hören. Referat 
46 gibt weiterhin selbständig Stellungnah-
men ab. Vielen Dank. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Verteilerliste wird aktualisiert. 

A.14 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 21 Baurecht, Raumordnung, Denkmalschutz 
(Schreiben vom 17.11.2021) 

A.14.1 Festgesetzt werden ein Gewerbe- und ein 
Mischgebiet. In diesen ist Einzelhandel un-
terhalb der Großflächigkeit grundsätzlich 
zulässig, entsprechende Nutzungsaus-
schlüsse finden sich in den Festsetzungen 
nicht. Mithin könnten sich im Plangebiet 
mehrere nicht großflächige Einzelhandels-
betriebe ansiedeln, diese wären vor dem 
Hintergrund der sog. Agglomerationsrege-
lung des Regionalplans (PS 2.4.4.8 - Ziel 
der Raumordnung) zu bewerten. Ein Ziel-
verstoß ist daher nicht auszuschließen. 
Daher regen wir an zentrenrelevanten Ein-
zelhandel im Plangebiet auszuschließen, 
sofern diese Differenzierung auf Grund-
lage einer ortsspezifischen Sortimentsliste 
möglich ist. Ist eine solche Differenzierung 
nicht möglich, regen wir den vollständigen 
Ausschluss von Einzelhandel an. Wobei 
der Verkauf von vor Ort hergestellter Ware 
im Sinne des sog. Handwerkerprivilegs in 
angemessenem Umfang von uns mitgetra-
gen werden könnte. 

Dies wird berücksichtigt. 

Einzelhandelsbetriebe sollen im Plangebiet ausge-
schlossen werden. Annexhandel für vor Ort herge-
stellte Ware soll jedoch zulässig sein. 

A.15 Regionalverband Südlicher Oberrhein 
(Schreiben vom 15.11.2021) 

A.15.1 Der Bebauungsplan „Gewerbegebiet Nä-
gelsee, 5. Erweiterung" umfasst einen 
Geltungsbereich von ca. 3,9 ha, entwickelt 
sich laut Ziffer 1.3 der Begründung aus 
dem Flächennutzungsplan und beinhaltet 
im Wesentlichen ein Gewerbegebiet GE 
sowie ein Mischgebiet MI. 

Da Gewerbeneuansiedlungen und Gewer-
bebetriebserweiterungen vorgesehen 
sind, der Einzelhandel im Stadtgebiet aktiv 
gesteuert werden sollte und die Agglome-
rationsregelung nach Plansatz 2.4.4.8 (Z) 
Regionalplan zu berücksichtigen ist, hal-
ten wir den Ausschluss von Einzelhandels-
nutzung für erforderlich. 
Die im Regionalplan festgelegten Ziele 
und Grundsätze sind entsprechend § 1 
Abs. 4 BauGB und nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 
ROG zu beachten bzw. zu berücksichti-
gen. 

Dies wird berücksichtigt. 

Einzelhandelsbetriebe sollen im Plangebiet ausge-
schlossen werden. Annexhandel für vor Ort herge-
stellte Ware soll jedoch zulässig sein. 
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Der Verkauf von vor Ort hergestellter Ware 
im Sinne des sog. Handwerkerprivilegs 
könnte in angemessenem Umfang mitge-
tragen werden. 
Für Rückfragen stehen wir gerne zur Ver-
fügung. 

Aus regionalplanerischer Sicht bestehen 
keine weiteren Hinweise, Anregungen und 
Einwendungen. 

A.16 Industrie- und Handelskammer Südlicher Oberrhein 
(Schreiben vom 24.11.2021) 

A.16.1 Das 3,92 ha große Plangebiet liegt am 
nördlichen Ortsrand der Gemeinde Got-
tenheim, im Norden an die B31, im Westen 
und Osten an das bereits bestehende Ge-
werbegebiet Nägelsee angrenzend. Der 
größte Teil des Plangebietes - entlang der 
B31 und südlich/südwestlich davon soll als 
(uneingeschränktes) Gewerbegebiet GE, 
ein kleinerer Teilbereich im Südosten als 
Mischgebiet ausgewiesen werden. Der 
Flächennutzungsplan wurde bereits ent-
sprechend geändert. 

Mit der Planung sollen Neuansiedlungen 
oder Erweiterungen bestehender Firmen 
ermöglicht werden. Dies wird grundsätz-
lich begrüßt. Die angegebenen städtebau-
lichen Ziele sind nachvollziehbar. Der 
große Anteil an hinzukommender GE-Flä-
che wird ebenfalls begrüßt. Es handelt 
sich u.E. um Bereiche, die sich für klassi-
sche, v.a. produzierende Gewerbebe-
triebe besonders eignen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.16.2 Bezüglich des Mischgebiets gehen wir da-
von aus, dass bis zur Offenlage nachge-
wiesen wird, dass keine Nutzungskonflikte 
mit den südöstlich angrenzenden Be-
standsbetrieben entstehen können. Falls 
dies nicht ausgeschlossen werden kann, 
sind die erforderlichen Maßnahmen inner-
halb des hier vorliegenden Bebauungspla-
nes zu lösen. Die angesprochenen, beste-
henden Betriebe dürfen keinerlei Beein-
trächtigungen oder sonstige Nachteile er-
fahren. Angestrebte Erweiterungen oder 
sonstige betriebliche Änderungen müssen 
für sie ebenfalls noch möglich sein. 

Dies wird berücksichtigt. 

Mögliche Nutzungskonflikte mit den angrenzenden 
Bestandsbetrieben werden im Rahmen der schall-
technischen Untersuchung betrachtet und berück-
sichtigt. Die schalltechnische Beurteilung wird den 
Unterlagen beigefügt.  

A.16.3 Zur Art der baulichen Nutzung im GE-Teil 
(Ziffern 1.1.4-1.1.6) möchten wir Folgen-
des anregen: 

▪ Die bisherigen Ausschlüsse sind nach-
vollziehbar. Offen bleibt im 

Dies wird berücksichtigt. 

Auf den Ausschluss von Schank- und Speisewirt-
schaften, in denen Spielgeräte betrieben werden, 
wird verzichtet. Die Festsetzung unter Ziffer 1.1.1 
wird gestrichen. 
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Gesamtkontext der Festsetzungen 
(bzw. Ausschlüsse) für „Vergnügungs-
stätten im weiteren Sinne", warum im MI 
Schank- und Speisewirtschaften mit 
Spielgeräten ausgeschlossen werden 
sollen, im GE jedoch nicht. Es wird an-
geregt, dies zu vereinheitlichen. 

Siehe hierzu auch A.3.2. 

▪ Des Weiteren wird angeregt, diese wert-
vollen Gewerbeflächen am Siedlungs-
rand der Gemeinde v.a. klassischen Ge-
werbebetrieben vorzuhalten. Hierzu 
würden sich aus unserer Sicht die Aus-
schlüsse eignen, die bereits im westlich 
angrenzenden Bebauungsplan „Gewer-
begebiet Nägelsee, 4. Erweiterung" 
festgesetzt worden sind. Gleichzeitig 
hätte dies den Vorteil, dass die Festset-
zungen stärker miteinander harmoni-
siert würden und somit ansiedlungswilli-
gen Unternehmen u.a. mehr Planungs-
sicherheit gegeben würde. Auch die 
Nachvollziehbarkeit würde u.E. so deut-
lich steigen. Gleiches gilt auch für den 
damals für die 4. Erweiterung mit vorge-
nommenen Einzelhandelsausschluss, 
den der Regionalverband in seiner aktu-
ellen Stellungnahme vom 15.11.2021 
für das hier vorliegende Plangebiet ge-
fordert und begründet hatte; auch aus 
unserer Sicht sollte er auch hier zum 
Tragen kommen. 

Dies wird teilweise berücksichtigt.  

Einzelhandel soll ausgeschlossen werden, lediglich 
der Verkauf von vor Ort hergestellter Ware soll zu-
lässig sein. 

Im Bebauungsplan „Gewerbegebiet Nägelsee, 4. Er-
weiterung“ wurden zudem Anlagen für sportliche, 
kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche 
Zwecke ausgeschlossen. Anders als bei der 4. Er-
weiterung, für die auch die angedachte Nutzung von 
Anfang an klar festgelegt war, will sich die Ge-
meinde in dem vorliegenden Bebauungsplan jedoch 
mehr Spielräume für die spätere Nutzung der Flä-
chen eröffnen. Da die Plangebietsflächen der Ge-
meinde gehören, wird sie in der Veräußerung ge-
werblichen Nutzungen einen Vorrang einräumen. 
Die oben aufgeführten Nutzungen können jedoch 
aus Sicht der Gemeinde zu einer ausgewogenen 
Nutzungsmischung beitragen und sollen deswegen 
nicht ausgeschlossen werden. 

A.16.4 Zuletzt möchten wir noch anregen, zu prü-
fen, ob nicht ein zentral gelegenes, mehr-
geschossiges Parkhaus - bspw. auf Flur-
stück-Nr. 3145 - (v.a.) für die Mitarbeiter 
der diversen Betriebe vorgesehen werden 
könnte, so dass die eigentlichen Gewerbe-
flächen selbst von diesen deutlich flächen-
effizienter genutzt werden könnten. 

Weitere Anmerkungen und Anregungen 
behalten wir uns für die Offenlage vor. 

Die Anregung wurde dahingehend berücksichtigt, 
dass eine Prüfung zur Errichtung eines zentralen 
Parkhauses vorgenommen wurde.  

Aus Sicht der Gemeinde stellt die Errichtung eines 
Parkhauses zu diesem Zeitpunkt keine vorstellbare 
Lösung dar. Es lässt sich nämlich nicht einschätzen, 
welche die Bedürfnisse der sich später im Plange-
biet ansiedelnden Gewerbebetriebe sein werden 
und ob ein solches Angebot angenommen werden 
würde. Außerdem kann zurzeit auf die Frage der 
Wirtschaftlichkeit keine zufriedenstellende Antwort 
gegeben werden. 

Die Gemeinde ist jedoch bemüht, darauf hinzuwir-
ken, dass die für Stellplätze beanspruchte Flächen 
auf ein Minimum reduziert werden. Deswegen sollen 
hierzu in den Kaufverträgen entsprechende Verein-
barungen getroffen werden. 

A.17 Handelsverband Südbaden e.V. 
(Schreiben vom 22.11.2021) 

A.17.1 Es ist nachzuvollziehen, das bereits beste-
hende Gewerbegebiet zu erweitern, indem 
in der 5. Erweiterung ein Mischgebiet 

Dies wird berücksichtigt. 
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festgesetzt wird. In diesem peripher gele-
genen Areal wäre es angeraten, eine 
Steuerung des Einzelhandels vorzuneh-
men. Um städtebauliche Fehlentwicklun-
gen zu vermeiden, wäre der Ausschluss 
zumindest von zentrenrelevanten Sorti-
menten zielführend. 

Einzelhandelsbetriebe sollen im Plangebiet ausge-
schlossen werden. Annexhandel für vor Ort herge-
stellte Ware soll jedoch zulässig sein. 

A.18 bnNETZE GmbH 
(Schreiben vom 04.11.2021) 

A.18.1 Die Wirtschaftlichkeit von Leitungsverle-
gungen zur Sicherstellung der Erdgasver-
sorgung ist zu prüfen. Investitionen wer-
den nach unternehmerischen Gesichts-
punkten, auch im Hinblick auf beabsich-
tigte oder vorhandene energetische Kon-
zepte, geplant. 

Bei gegebener Wirtschaftlichkeit kann das 
Verfahrensgebiet durch Erweiterung des 
bestehenden Leitungsnetzes in der Nä-
gelseestraße bzw. Im Eichen mit Erdgas 
versorgt werden. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.18.2 Für die Versorgung des Plangebietes mit 
elektrischer Energie werden innerhalb und 
außerhalb Plangebietes umfangreiche 
Netzbaumaßnahmen sowie die Errichtung 
einer Umspannstation erforderlich (mögli-
cher Standort siehe Anlage 2). Aus wirt-
schaftlichen und erschließungstechni-
schen Gründen sind freistehende Anlagen 
vorgesehen, für die die bnNETZE GmbH 
das notwendige Grundstück erwerben 
wird. Dieser Standort ist unmittelbar an-
grenzend an die öffentliche Verkehrsflä-
che vorzusehen. Die geplante Umspann-
station ist in Abhängigkeit von der örtlichen 
Bebauung verschiebbar, jedoch ist sie in 
der Nähe des elektrischen Lastschwer-
punktes anzuordnen. Wir bitten um nach-
richtliche Übernahme der Versorgungsan-
lage durch Planzeichen gemäß § 2 PlanzV 
90 mit der Zweckbestimmung Elektrizität 
(Anlage zur PlanzV 90, Nr. 7) in den zeich-
nerischen Teil des Bebauungsplanes (vgl. 
Anlage 2). 
Wir bitten um Zuweisung der Leitungstras-
sen gemäß DIN 1998. 

Der Standort der geplanten Umspannstation wurde 
mit dem Leitungsträger, der Gemeinde und dem In-
genieurbüro, welches die Erschließungsanlagen 
plant, abgestimmt und einvernehmlich festgelegt. 
Der Standort erfüllt die vorgegebenen Anforderun-
gen.  
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A.18.3 Hausanschlüsse werden nach den techni-
schen Anschlussbedingungen der 
bnNETZE GmbH, den Bestimmungen der 
NAV, NDAV und den Maßgaben der ein-
schlägigen Regelwerke in der jeweils gül-
tigen Fassung ausgeführt. In Anlehnung 
an die DIN 18012 wird für Neubauvorha-
ben ein Anschlussübergaberaum benötigt. 
Der Hausanschlussraum ist an der zur 
Straße zugewandten Außenwand des Ge-
bäudes einzurichten und hat ausreichend 
belüftbar zu sein. Anschlussleitungen sind 
geradlinig und auf kürzestem Weg vom 
Abzweig der Versorgungsleitung bis in den 
Hausanschlussraum zu führen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.19 TransnetBW GmbH 
(Schreiben vom 10.11.2021) 

A.19.1 Wir haben Ihre Unterlagen dankend erhal-
ten und mit unserer Leitungsdokumenta-
tion abgeglichen. 
Im geplanten Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes „Gewerbegebiet Nägelsee, 5. 
Erweiterung" in Gottenheim betreibt und 
plant die TransnetBW GmbH keine 
Höchstspannungsfreileitung. 
Daher haben wir keine Bedenken und An-
merkungen vorzubringen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

 

A.19.2 Da im Umweltbericht derzeit jedoch noch 
keine Festlegung von Flächen für geplante 
planexterne Ausgleichsmaßnahmen (Ar-
ten und Biotope, Boden) getroffen wurden, 
bitten wir um weitere Beteiligung an Ihrem 
Verfahren. Sollten diese Ausgleichsflä-
chen innerhalb des Schutzstreifens einer 
unserer Höchstspannungsfreileitungen 

Dies wird berücksichtigt. 

Eine weitere Beteiligung erfolgt im Rahmen der Of-
fenlage. Die externe Ausgleichsfläche wird bis zu 
dem Zeitpunkt festgelegt. 

Die externen Ausgleichsfläche werden im Rahmen 
der Offenlage detailliert dargestellt. 
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geplant werden, kann es ansonsten zu 
vermeidbaren Konflikten kommen kann. 
Betrachten Sie die diese Stellungnahme 
dementsprechend als vorläufig - basie-
rend auf der derzeitigen Informationslage. 

 

A.20 PLEdoc GmbH 
(Schreiben vom 20.10.2021) 

A.20.1 Wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maßnahme 
und teilen Ihnen hierzu mit, dass von uns 
verwaltete Versorgungsanlagen der nach-
stehend aufgeführten Eigentümer bzw. 
Betreiber von der geplanten Maßnahme 
nicht betroffen werden: 

• OGE (Open Grid Europe GmbH), Es-
sen 

• Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen 

• Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), 
Netzgebiet Nordbayern, Schwaig bei 
Nürnberg 

• Mittel-Europäische Gasleitungsgesell-
schaft mbH (MEGAL), Essen 

• Mittelrheinische Erdgastransportlei-
tungsgesellschaft mbH (METG), Es-
sen 

• Nordrheinische Erdgastransportlei-
tungsgesellschaft mbH & Co. KG 
(NETG), Dortmund 

• Trans Europa Naturgas Pipeline 
GmbH (TENP), Essen 

• GasLINE Telekommunikationsnetzge-
sellschaft deutscher Gasversorgungs-
unternehmen mbH & Co. KG, Straelen 
(hier Solotrassen in Zuständigkeit der 
PLEdoc GmbH) 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.20.2 Hinsichtlich der Maßnahmen zum Aus-
gleich und zum Ersatz der Eingriffsfolgen 
entnehmen wir den Unterlagen, dass die 
Kompensationsmaßnahmen erst im weite-
ren Verfahren festgelegt werden bzw. 
keine Erwähnung finden. 

Wir weisen darauf hin, dass durch die 
Festsetzung planexterner Ausgleichsflä-
chen eine Betroffenheit von uns verwalte-
ter Versorgungseinrichtungen nicht auszu-
schließen ist. Wir bitten um Mitteilung der 
planexternen Flächen bzw. um weitere Be-
teiligung an diesem Verfahren. 

Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im 
Übersichtsplan markierte Bereich. Dort 
dargestellte Leitungsverläufe dienen nur 
zur groben Übersicht. 

Dies wird berücksichtigt. 

Eine weitere Beteiligung erfolgt im Rahmen der Of-
fenlage. Die externe Ausgleichsfläche wird bis zu 
dem Zeitpunkt festgelegt. 
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Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweite-
rung des Projektbereichs bedarf immer ei-
ner erneuten Abstimmung mit uns. 

A.21 Landesnaturschutzverband BW 
(Schreiben vom 22.11.2021) 

A.21.1 Die Stellungnahme ergeht für die im AK 
zusammengeschlossenen Naturschutz-
vereinigungen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.21.2 Der LNV ist grundsätzlich kritisch einge-
stellt bei der Erweiterung oder Ausweisung 
von Gewerbe- und Wohnbaugebieten. 
Das gilt auch für den Bereich Gottenheim. 
Wir lehnen daher die Planung ab, weil sie 
erhebliche Auswirkungen auf die Natur 
und die Landschaft um Gottenheim hat. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.21.3 Wir kritisierten schon in früheren Verfah-
ren, dass von Seiten der Gemeinde Got-
tenheim die Tendenz besteht, den gesam-
ten freien Bereich vom Ortsrand bis zur 
nördlich angrenzenden Bundesstraße 31 
mit Bebauung auszufüllen. Wir geben zu 
bedenken, dass Teile der Fläche bis zum 
Bau der Straße Landschaftsschutzgebiet 
waren, das wegen des Straßenbaus und 
der Begehrlichkeiten der Gemeinde aufge-
hoben wurde. Darin zeigt sich die verhäng-
nisvolle Entwicklung, wie sich Straßenbau 
und Flächenverbrauch gegenseitig bedin-
gen und zu einer fast verantwortungslosen 
Landschaftszersiedlung führen. 

Daher rührt unter anderem auch die ent-
schiedene Ablehnung der Planungen zur 
sogenannten „B 31 West" durch den Lan-
desnaturschutzverband, das aber nur am 
Rande. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.21.4 Auch wenn in den Untersuchungen die 
Freiflächen im „Nägelsee" aus land-
schaftsökologischen Gründen nur mit mitt-
lerer Qualität bewertet werden, geht bei 
der Ansiedlung von Gewerbe eine Freiflä-
che verloren, die derzeit noch der Lebens-
raum von Tieren und Pflanzen ist, die 
nachher hier nicht mehr vorkommen kön-
nen. Der Verlust der Fläche ist prinzipiell 
nicht ausgleichbar. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.21.5 Weitere „Landschaftsfunktionen sind mit 
der Bebauung des Gebiets negativ betrof-
fen: 

• Es gehen im „Nägelsee" wertvolle land-
wirtschaftliche Fläche verloren, es 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Die Belange der Landwirtschaft sind in die Abwä-
gung eingestellt worden. Dem vorliegenden Bebau-
ungsplan ist auch eine Flächennutzungsplanände-
rung vorausgegangen, die die Ausweisung eines 
Gewerbegebiets und eines Mischgebiets an dieser 
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wachsen hier Nahrungsmittel auf. Diese 
Produktionsfläche wird fehlen. 

Stelle vorbereitet. Aufgrund des Drucks auf das im 
Norden der Gemeinde befindliche Gewerbegebiet 
hat man sich dafür entschieden, auf die vorliegen-
den landwirtschaftlichen Flächen zugunsten einer 
baulichen Entwicklung zu verzichten. 

Des Weiteren wird auf die Ziffer 6 der Begründung 
verwiesen. 

• Das geplante Gewerbegebiet ist ein kli-
matischer Ausgleichsraum für Gotten-
heim. Mit der Bebauung geht in der so-
wieso schon klimatisch belasteten 
Breisgauer Bucht dieser Ausgleichs-
raum verloren (siehe auch unten). 

Dies wurde berücksichtigt. 

Den Erfordernissen des Klimaschutzes wird durch 
verschiedene Maßnahmen wie der Festsetzung von 
Solaranlagen/Photovoltaik, von Dachbegrünung, 
sowie einem Durchgrünungskonzept auf ca. 19 % 
der Gesamtfläche Rechnung getragen. 

• Zudem liegen Teile des Bereichs im 
Überschwemmungsgebiet. Warum 
nach den Erfahrungen der letzten Mo-
nate einfach darüber hinweggeschritten 
wird, erschließt sich dem LNV nicht. 

Dies wurde bereits berücksichtigt. 

Auf die genannten Belange ist unter Ziffer 3 gemäß 
den geltenden Rechtsvorschriften bereits eingegan-
gen worden. Teile des Plangebiets liegen im HQext-

rem. Dabei handelt es sich um Risikogebiete außer-
halb von Überschwemmungsgebieten. 

A.21.6 Trotz unserer grundsätzlichen Ablehnung 
des geplanten Gewerbegebiets machen 
wir einige Vorschläge zur Gestaltung, was 
jedoch nicht als Zustimmung des LNV ge-
wertet werden kann: 

• Alle Bauten im Gebiet müssen für die In-
stallierung von Photovoltaik-Anlagen 
geeignet sein - statisch, in ihrer Anord-
nung zur Verhinderung von Verschat-
tungen usw. Die Installierung von PV-
Anlagen ist als verpflichtend festzule-
gen. 

Dies wird teilweise berücksichtigt. 

Im KSG BW sowie in der Photovoltaik-Pflicht-Ver-
ordnung wird eine Verpflichtung zur Installation von 
Solaranlagen definiert. Diese gilt unabhängig vom 
Bebauungsplan bzw. die Festsetzungen des Bebau-
ungsplans stehen dem nicht entgegen. Es liegt in 
der Verantwortung des Bauherrn die Festsetzungen 
des Bebauungsplans einzuhalten und dabei auch 
der Verpflichtung gemäß KSG zur Installation von 
Solaranlagen nachzukommen.  

 

• Die Versiegelung von Freiflächen muss 
minimiert werden (Mehrgeschossigkeit 
vor Eingeschossigkeit). 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Die festgesetzten Gebäudehöhen lassen im Gewer-
begebiet Höhen von ca. 19 m, im Mischgebiet Hö-
hen von ca. 12 m zu. Dies ermöglicht die Realisie-
rung mehrerer Geschosse, sofern der Bedarf dafür 
besteht. Aufgrund der gewerblichen Prägung des 
Plangebiets ist jedoch davon auszugehen, dass für 
einzelne Gewerbebetriebe eingeschossige Hallen-
bauten die sinnvollste Lösung darstellen. 

• Wassergebundene Bodendecken sind 
zu bevorzugen. 

Dies wurde bereits berücksichtigt. 

Auf die Festsetzungen unter Ziffer 1.7.1 und 1.7.2 
wird verwiesen. Befestigte Flächen sollen grund-
sätzlich wasserdurchlässig ausgeführt werden, so-
fern der Grundwasserschutz gewährleistet werden 
kann. 

• Parkplätze für Fahrzeuge sind zu mini-
mieren. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Die Gemeinde ist bemüht, darauf hinzuwirken, dass 
die für Stellplätze beanspruchte Flächen auf ein 
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Minimum reduziert werden. Deswegen sollen hierzu 
in den Kaufverträgen entsprechende Vereinbarun-
gen getroffen werden. 

• Die Anzahl der zu pflanzenden Bäume 
im Gebiet ist zu erhöhen und nur einhei-
mische Arten sollten angepflanzt wer-
den - sowohl im öffentlichen Raum als 
auch als Auflage auf den späteren Pri-
vatflächen (Verkleinerung der Grund-
stücksfläche auf 300 qm pro Baum). Die 
Bäume dienen zu Verbesserung des Kli-
mas, da mit einer Vermehrung der kriti-
schen Klimasituationen (große Hitze, 
Trockenheit, starke Sonneneinstrah-
lung) gerade im Breisgau zu rechnen ist 
und diese belastenden Situationen auch 
nicht gerade arbeitsförderlich - Gewer-
begebiet!! - sein dürften. Das liegt auch 
im Interesse der sich ansiedelnden Be-
triebe. Hier muss vorausschauend ge-
plant werden. 

Dies wird nicht berücksichtigt. 

Das Maß eines Baums und zweier Sträucher je an-
gefangene 600 m² Grundstücksfläche erscheint für 
die angedachte Nutzung und in Anbetracht des da-
mit einhergehenden hohen Versiegelungsgrades in-
nerhalb des Gewerbegebietes und des Mischge-
biets sinnvoll. Deswegen soll daran festgehalten 
werden.  

• Die Gebäude sind nur mit regenerativen 
Energien (keine fossilen Brennstoffe, 
keine Heizung mit Strom) zu betreiben 
und zu heizen. Das Ziel des Gewerbe-
gebiets könnte, ja muss eine positive 
Energiebilanz sein! 

Dies wird nicht berücksichtigt. 

Das Gebäudeenergiegesetz (GEG) regelt den Ein-
satz von erneuerbaren Energien in Gebäuden und 
gilt unabhängig vom Bebauungsplan. Weitere For-
derungen, die über das GEG hinausgehen, können 
in den Kaufverträgen aufgenommen werden. 

• Hinsichtlich des Artenschutzes helfen - 
aus Erfahrung - keine freiwilligen Maß-
nahmen. Es muss verpflichtend genü-
gend Flächen am Rand des Gewerbe-
gebiets (nicht an viel befahrenen Stra-
ßen) für den Artenschutz eingerichtet 
werden. Sie müssen genügend groß 
sein und mit örtlich gewonnenem Saat-
gut angesät werden. Sie sind extensiv 
zu bewirtschaften. Bitte kein ökologisch 
wertloses „Einheitsgrün" mit „Einheits-
saatgut". Es müssen Wiesenbestände 
geschaffen werden und keine Kurzra-
sen oder Bodendeckerflächen usw. ent-
stehen. 

Dies wird berücksichtigt. 

Im Zuge der Offenlage wurde eine artenschutzrecht-
liche Prüfung für planungsrelevanten Arten durchge-
führt. Das Gutachten beinhaltet ein detailliertes 
Maßnahmenkonzept innerhalb und außerhalb des 
Planungsgebietes, welche die dargelegten Hinweise 
berücksichtigt. 

• Naturnahe, ökologisch einigermaßen 
wertvolle Flächen sehen wir im Gebiet 
noch nicht im ausreichenden Maße ver-
wirklicht. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. Das Gebiet 
wurde unter diesem Aspekt optimiert.  

• Die nächtliche Beleuchtung ist zu mini-
mieren, insbesondere die Abstrahlung 
in die freie Landschaft. 

Dies wird dahingehend berücksichtigt, dass ein ent-
sprechender Hinweis unter Ziffer 4.7 der Bebau-
ungsvorschriften aufgenommen wird: 

Gemäß § 41a Abs. 1 des Gesetzes zum Schutz der 
Insektenvielfalt (Änderungsgesetz zum BNatSchG 
gültig ab dem 01.03.2022) sind neu zu errichtende 
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Beleuchtungen technisch und konstruktiv so anzu-
bringen, mit Leuchtmitteln zu versehen und so zu 
betreiben, dass Tiere und Pflanzen wild lebender Ar-
ten vor nachteiligen Auswirkungen durch 
Lichtimmissionen geschützt sind. 

A.21.7 Am weiteren Verfahren möchten wir betei-
ligt werden. 

Dies wird berücksichtigt. 

Eine weitere Beteiligung im Rahmen der Offenlage 
wird zugesichert. 

A.22 Stadt Freiburg im Breisgau – Amt für Projektentwicklung und Stadterneuerung 
(Schreiben vom 17.11.2021) 

A.22.1 Nach Prüfung der Planunterlagen hat das 
Umweltschutzamt der Stadt Freiburg fol-
genden Hinweis: 

Die geplante Änderung des Bebauungs-
plans Gewerbegebiet Nägelsee erfolgt 
nicht durch direktes Arrondieren der Flä-
che, sondern erweitert das Gebiet durch 
einen Stich in den Außenbereich. Dies ist 
im Hinblick auf den sparsamen Umgang 
mit Fläche bzw. der Priorisierung von In-
nen- vor Außenentwicklung ggf. kritisch zu 
sehen, da dieses Vorgehen eine zukünf-
tige größere Arrondierung nach § 13b 
BauGB erleichtern könnte. 

Darüber hinaus bestehen seitens der 
Stadt Freiburg i. Br. keine Anregungen 
oder Bedenken. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

An der jetzigen Lösung wird festgehalten. Der Hin-
tergrund dafür ist die Tatsache, dass die genannten 
Freiflächen als Entwicklungsflächen eines südlich 
befindlichen Gewerbebetriebes freigehalten werden 
sollen. Diese Flächen befinden sich bereits im Ei-
gentum dieses Betriebes, da es aber zurzeit keine 
konkreten Planungen dafür gibt, werden diese Flä-
chen aus dem vorliegenden Bebauungsplan ausge-
spart. Die Gemeinde beabsichtigt zu einem späteren 
Zeitpunkt einen Bebauungsplan dafür aufzustellen. 
Sowohl im vorliegenden Bebauungsplan als auch im 
angrenzenden Bebauungsplan „Gewerbegebiet Nä-
gelsee, 3. Erweiterung“ werden in den Übergangs-
bereichen zwischen diesen Freiflächen und den öf-
fentlichen Verkehrsflächen öffentliche Grünflächen 
ausgewiesen, so dass die Erschließung ohne das 
Mitwirken der Gemeinde nicht gewährleistet werden 
kann und bis zu einer Konkretisierung der Erweite-
rungsplanung auch keine zusätzlichen Erschlie-
ßungsbeiträge für den bestehenden Gewerbebe-
trieb anfallen. Zur Verdeutlichung dessen wird auch 
der südliche Abschnitt der Nägelseestraße gemäß 
dem Bebauungsplan „Gewerbegebiet Nägelsee, 3. 
Erweiterung“ in der Planzeichnung nachrichtlich 
übernommen. Aus Sicht der Gemeinde besteht also 
keine Gefahr, dass diese Flächen entgegen den Ab-
sichten der Gemeinde entwickelt werden können. 

A.23 Gemeinde Bötzingen 
(Schreiben vom 25.10.2021) 

A.23.1 Leider enthält der Entwurf keine Angaben 
im Hinblick auf das Niederschlagswasser. 

Wir weisen darauf hin, dass für die Ge-
meinde Bötzingen als Unterlieger bedeut-
sam ist, dass durch die zunehmende Be-
bauung und Flächenversiegelung keine 
Verschlechterung der Hochwassersitua-
tion entstehen darf. Die Abflussleistung 
der Vorfluter ist bei Starkregen bereits jetzt 
schon ausgeschöpft, so dass zusätzliche 
Einleitungen zu einer Erhöhung der Hoch-
wassergefahr führen werden. 

Die Anregung wird berücksichtigt, indem Angaben 
zum Umgang mit dem Niederschlagswasser ergänzt 
werden.  

Für die Unterlieger sind keine Nachteile zu erwarten, 
da das gesamte im Plangebiet auftretende Nieder-
schlagswasser im Gebiet versickert werden muss. 
Dem Ziel einer größtmöglichen Rückhaltung und ge-
drosselten Abführung von Oberflächenwasser wird 
die Gemeinde Gottenheim somit gerecht.  
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Zur Offenlage ist deshalb von der Ge-
meinde Gottenheim eine detaillierte Maß-
nahmenbeschreibung für den vorbeugen-
den Hochwasserschutz (Konzept der Re-
gen- bzw. Oberflächenwasserableitung) 
vorzulegen. 

Im Hinblick auf die Forderungen und Hin-
weise der Gemeinde Gottenheim als 
Oberlieger bei unserem Bebauungsplan-
verfahren „Gewerbegebiet Frohmatten II", 
sollte die Gemeinde Gottenheim ebenfalls 
für eine größtmögliche Rückhaltung und 
gedrosselte Abführung von Oberflächen-
wasser sorgen. 

A.24 Gemeinde Eichstetten am Kaiserstuhl 
(Schreiben vom 25.10.2021) 

A.24.1 Wir haben noch einen Hinweis bzgl. der 5. 
BPLÄ "Gewerbegebiet Nägelsee": 

Es ist zu verhindern, dass durch die Aus-
weitung der Bebauung (z.B. durch stär-
kere Verdichtung) mehr Oberflächenwas-
ser in die ohnehin überschwemmungsge-
fährdeten Gewässer einleitet und die Ge-
meinde Eichstetten am Kaiserstuhl als Un-
terlieger davon betroffen sein wird. 
Die Gemeinde Eichstetten am Kaiserstuhl 
trifft bei den eigenen Bebauungsplänen 
Vorkehrungen zur Verringerung des Re-
genwasserabflusses wie z.B. den ver-
pflichtenden Einbau von Retentionszister-
nen, durch öffentliche Versickerungsanla-
gen, durch verbindliche Vorgaben zur 
Oberflächengestaltung etc. Dies im ge-
nannten Bebauungsplan als Verpflichtung 
für Bauherren zu integrieren, falls noch 
nicht geschehen, halten wir für absolut 
sinnvoll. 

Die Anregung wird berücksichtigt, indem Angaben 
zum Umgang mit dem Niederschlagswasser ergänzt 
werden.  

Für die Unterlieger sind keine Nachteile zu erwarten, 
da das gesamte im Plangebiet auftretende Nieder-
schlagswasser im Gebiet versickert werden muss. 
Dem Ziel einer größtmöglichen Rückhaltung und ge-
drosselten Abführung von Oberflächenwasser wird 
die Gemeinde Gottenheim somit gerecht. 
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B KEINE BEDENKEN UND ANREGUNGEN DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖF-
FENTLICHER BELANGE 

 

B.1 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 470 Vermessung und Geoinformation 
(gemeinsames Schreiben vom 17.11.2021) 

B.2 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 540 Forst 
(gemeinsames Schreiben vom 17.11.2021) 

B.3 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 650/660 Untere Straßenverkehrsbehörde 
und Landkreis als Straßenbaulastträger 
(gemeinsames Schreiben vom 17.11.2021) 

B.4 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 54.1 – 54.4 
(Schreiben vom 26.10.2021) 

B.5 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 83 Waldpolitik und Körperschaftsdirektion 
(Schreiben vom 16.11.2021) – keine weitere Beteiligung 

B.6 Netze BW GmbH 
(Schreiben vom 21.10.2021) – keine weitere Beteiligung 

B.7 Vodafone BW GmbH 
(Schreiben vom 19.11.2021) 

B.8 Polizeipräsidium Freiburg – Sachbereich Verkehr 
(Schreiben vom 21.10.2021) 

B.9 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
(Schreiben vom 18.10.2021) 

B.10 Gemeinde Merdingen 
(Schreiben vom 20.10.2021) 

B.11 Gemeinde Ihringen 
(Schreiben vom 16.11.2021) – keine weitere Beteiligung 

B.12 Regierungspräsidium Freiburg – Abt. 5 Umwelt 

B.13 Regierungspräsidium Stuttgart – Landesamt für Denkmalpflege 

B.14 BUND e.V. 

B.15 Deutsche Telekom Technik GmbH 

B.16 Handwerkskammer Freiburg 

B.17 SWEG Südwestdeutsche Verkehrs AG 

B.18 Abwasserzweckverband Breisgauer Bucht 

B.19 Badischer Landwirtschaftlicher Hauptverband e.V. 

B.20 NaBu Bezirksverband Südbaden 

B.21 Gemeinde March 

B.22 Gemeinde Umkirch 
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